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Gesetz
zur strategischen Neuausrichtung des Haushaltswesens

der Freien und Hansestadt Hamburg
(SNH-Gesetz – SNHG)

Vom 17. Dezember 2013

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

A r t i k e l  1  
Haushaltsordnung der Freien und Hansestadt Hamburg

(Landeshaushaltsordnung – LHO)

I n h a l t s ü b e r s i c h t
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Teil I

Allgemeine Vorschriften zum Haushaltsplan

§ 1

Bedeutung des Haushaltsplans 

Der Haushaltsplan ist Grundlage für die Haushalts- und
Wirtschaftsführung der Freien und Hansestadt Hamburg. Er
dient der Feststellung und Deckung des Finanzbedarfs und
der Aufwendungen, die zur Erfüllung der staatlichen Aufgaben
im Bewilligungszeitraum voraussichtlich notwendig sein wer-
den. Bei seiner Aufstellung und Ausführung ist den Erforder-
nissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung
zu tragen.

§ 2

Feststellung des Haushaltsplans 

(1) Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Rechnungsjah-
res durch Beschluss der Bürgerschaft (Haushaltsbeschluss)
festgestellt. 

(2) Rechnungsjahr (Haushaltsjahr) ist das Kalenderjahr.
Die für die Finanzen zuständige Behörde kann für einzelne
Bereiche etwas anderes bestimmen.

(3) Soweit dieses Gesetz eine Regelung im Haushaltsplan
vorschreibt oder zulässt, steht der Haushaltsbeschluss dem
Haushaltsplan gleich.

(4) Der Haushaltsbeschluss und der Haushaltsplan können
nach Drucklegung von jedermann kostenfrei eingesehen wer-
den. 

§ 3

Produkthaushalt

(1) Der Haushalt wird nach Produkten gegliedert auf-
gestellt, bewirtschaftet und abgerechnet (Produkthaushalt).
Ein Produkt ist eine Leistung oder eine Gruppe von Leistun-
gen. Produkte werden zu Produktgruppen, Produktgruppen zu
Aufgabenbereichen zusammengefasst (Produktstruktur).

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die Regelun-
gen für Leistungen und Produkte entsprechend für Projekte,
diejenigen für Produktgruppen entsprechend für große Pro-
jekte. Projekte dienen der Erstellung von Leistungen. Sie sind
in der Zielsetzung einmalig und zeitlich begrenzt. Projekte
sind groß, wenn sie für die Freie und Hansestadt Hamburg von
besonderer politischer oder finanzieller Bedeutung sind.

(3) Der Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans ist
eine Kosten- und Leistungsrechnung zugrunde zu legen, in

der alle Kosten und Erlöse erfasst und auf Kostenträger ver-
ursachungsgerecht verrechnet werden.

(4) Für die Aufstellung und Ausführung des Haushalts-
plans sind Informations- und Steuerungsinstrumente einzu-
setzen, die ein Fach- und Finanzcontrolling ermöglichen. 

§ 4
Staatliche Doppik

(1) Das Rechnungswesen wird nach den Grundsätzen der
staatlichen doppelten Buchführung (staatliche Doppik) gestal-
tet. Die staatliche Doppik folgt den Vorschriften des Ersten
und Zweiten Abschnitts, Erster und Zweiter Unterabschnitt,
des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs in der jeweils gel-
tenden Fassung und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung. Dies umfasst insbesondere die Vorschriften zur

1. laufenden Buchführung (materielle und formelle Ord-
nungsmäßigkeit), 

2. Inventur, 
3. Bilanzierung nach den 

a) allgemeinen Grundsätzen der Bilanzierung,
b) Gliederungsgrundsätzen für den Jahresabschluss,
c) Grundsätzen der Aktivierung und Passivierung, 
d) Grundsätzen der Bewertung in der Eröffnungsbilanz, 
e) Grundsätzen der Bewertung in der Abschlussbilanz, 

4. Abschlussgliederung.
Maßgeblich sind die Bestimmungen für Kapitalgesellschaften.

(2) Die für die Finanzen zuständige Behörde kann die in
Absatz 1 genannten handelsrechtlichen Vorschriften konkreti-
sieren, insbesondere bezüglich der Ausübung der handels-
rechtlichen Wahlrechte, und abweichende Regelungen tref-
fen, die auf Grund der Besonderheiten der öffentlichen Haus-
haltswirtschaft erforderlich sind. Sie soll die von Bund und
Ländern gemeinsam erarbeiteten Standards für die staatliche
Doppik und für Produkthaushalte übernehmen.

§ 5
Wirkungen des Haushaltsplans

(1) Der Haushaltsplan ermächtigt die Verwaltung, für
bestimmte Leistungszwecke Kosten zu verursachen, für
bestimmte Investitions- oder Darlehenszwecke Auszahlungen
zu leisten und Verpflichtungen einzugehen (Ermächtigungen).

(2) Durch den Haushaltsplan werden Ansprüche oder Ver-
bindlichkeiten weder begründet noch aufgehoben.
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§ 6

Notwendigkeit der Kosten, Auszahlungen
und Verpflichtungsermächtigungen

Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans sind
nur die Kosten im Ergebnisplan und die Auszahlungen im
doppischen Finanzplan sowie die Ermächtigungen zum Einge-
hen von Verpflichtungen, die in künftigen Jahren zu Auszah-
lungen führen können, (Verpflichtungsermächtigungen) zu
berücksichtigen, die zur Erfüllung der staatlichen Aufgaben
notwendig sind.

§ 7

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

(1) Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans
sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
zu beachten. Diese Grundsätze verpflichten auch zur Prüfung,
inwieweit staatliche Aufgaben oder öffentlichen Zwecken
dienende wirtschaftliche Tätigkeiten durch Ausgliederung
und Entstaatlichung oder Privatisierung erfüllt werden kön-
nen. 

(2) Für alle finanzwirksamen Maßnahmen sind angemes-
sene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen. Dies
sind für geeignete Maßnahmen von erheblicher finanzieller
Bedeutung Nutzen-Kosten-Untersuchungen.

(3) In geeigneten Fällen ist privaten Anbietern die Mög-
lichkeit zu geben darzulegen, ob und inwieweit sie staatliche
Aufgaben oder öffentlichen Zwecken dienende wirtschaftliche
Tätigkeiten ebenso gut oder besser erbringen können (Interes-
senbekundungsverfahren). 

(4) Vor der Durchführung von Maßnahmen mit finanzieller
Bedeutung ist deren Zielsetzung zu bestimmen. Während und
nach ihrer Durchführung sind diese Maßnahmen auf Ziel-
erreichung, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit zu überprü-
fen (Erfolgskontrolle). 

(5) Das Nähere zu den sachlichen Voraussetzungen sowie
zum Verfahren regelt die für die Finanzen zuständige Behörde. 

§ 8

Grundsatz der Gesamtdeckung

Alle Erträge dienen zur Deckung aller Aufwendungen. Alle
Einzahlungen dienen zur Deckung aller Auszahlungen. Auf
die Verwendung für bestimmte Zwecke dürfen Erträge und
Einzahlungen beschränkt werden, soweit dies durch Gesetz
vorgeschrieben ist, im Haushaltsplan zugelassen ist oder die
Mittel von anderer Seite zweckgebunden zur Verfügung
gestellt worden sind.

§ 9

Beauftragte oder Beauftragter für den Haushalt,
Verantwortung für Aufgabenbereiche und

Produktgruppen

(1) Bei jeder Behörde ist eine Beauftragte oder ein Beauf-
tragter für den Haushalt zu bestellen, soweit die Leiterin oder
der Leiter der Behörde (Behördenleitung) diese Aufgabe nicht
selbst wahrnimmt. Die oder der Beauftragte soll der Behörden-
leitung unmittelbar unterstellt werden. 

(2) Die Behördenleitung bestellt, soweit sie die Aufgaben
nicht selbst wahrnimmt, jeweils eine verantwortliche Person
für die Erfüllung der in den Produktgruppen zusammengefas-
sten Leistungen sowie für die Erfüllung der Investitions- und
Darlehenszwecke der Aufgabenbereiche. Dieser obliegt die
Fach- und Ressourcenverantwortung.

(3) Die oder der Beauftragte nach Absatz 1 koordiniert und
steuert die Aufstellung der Unterlagen für die mittelfristige
Finanzplanung und der Unterlagen für den Entwurf des Haus-
haltsplans (Voranschläge) sowie die Ausführung des Haus-
haltsplans. Im Übrigen ist die oder der Beauftragte bei allen
Maßnahmen von finanzieller Bedeutung zu beteiligen. Sie
oder er kann die in Satz 1 genannten Aufgaben übertragen.

§ 10
Unterrichtung der Bürgerschaft

(1) Der Senat gibt zu seinen Gesetzentwürfen einschließ-
lich der nach Artikel 43 der Verfassung der Freien und Hanse-
stadt Hamburg der Bürgerschaft vorzulegenden Verträge einen
Überblick über die Auswirkungen auf den Haushaltsplan und
die mittelfristige Finanzplanung. 

(2) Der Senat unterrichtet die Bürgerschaft über erhebliche
Änderungen der Haushaltsentwicklung und deren Auswirkun-
gen auf die mittelfristige Finanzplanung. 

(3) Der Senat unterrichtet die Bürgerschaft nach Ablauf des
ersten und dritten Quartals über die Haushaltsentwicklung
sowie nach Ablauf des zweiten Quartals zusätzlich über Art
und Umfang der erbrachten Leistungen und die Geschäftsent-
wicklung der Einrichtungen nach § 26 Absatz 1. Der Senat
weist auf erhebliche Abweichungen der zum Ende des Haus-
haltsjahrs zu erwartenden Kennzahlenwerte von den Kenn-
zahlenwerten des Haushaltsplans besonders hin und unter-
breitet der Bürgerschaft spätestens mit dem folgenden Bericht
einen Entscheidungsvorschlag. Er unterrichtet die Bürger-
schaft mit dem Bericht zum zweiten Quartal auch über die
nach § 47 Absätze 2 und 3 übertragenen Ermächtigungen und
Fehlbeträge. Weicht ein Bericht von den Berichten der Präsi-
dentin oder des Präsidenten der Bürgerschaft, des Verfassungs-
gerichts und des Rechnungshofs ab und ist der Änderung
nicht zugestimmt worden, so sind die Teile, über die kein Ein-
vernehmen erzielt worden ist, dem Bericht des Senats unver-
ändert beizufügen.

(4) Der Senat unterrichtet die Bürgerschaft über Verein-
barungen zwischen Bund und Ländern nach Artikel 91b des
Grundgesetzes. Sofern die Vereinbarungen Kosten verursa-
chen oder Auszahlungen erfordern, die im Haushaltsplan
nicht vorgesehen sind, ist die Zustimmung der Bürgerschaft zu
den finanziellen Auswirkungen erforderlich. 

(5) Der Senat leistet den Mitgliedern der Bürgerschaft, die
einen finanzwirksamen Antrag zu stellen beabsichtigen, Hilfe
bei der Ermittlung der finanziellen Auswirkungen. 

§ 11
Verwaltungsvorschriften zur Haushalts- und

Wirtschaftsführung 

Die Verwaltungsvorschriften zu diesem Gesetz sowie zur
Haushalts- und Wirtschaftsführung erlässt die für die Finan-
zen zuständige Behörde. Der für den Haushalt zuständige Aus-
schuss der Bürgerschaft ist unverzüglich über Erlass, Ände-
rung und Aufhebung der Verwaltungsvorschriften zu diesem
Gesetz zu unterrichten.

Teil II
Aufstellung des Haushaltsplans

und des mittelfristigen Finanzplans

§ 12
Vollständigkeit und Einheit, Fälligkeitsprinzip 

(1) Für jedes Haushaltsjahr ist ein Haushaltsplan aufzustel-
len.
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(2) Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr 

1. zu erbringenden Leistungen, 

2. zu erwartenden Erlöse und Einzahlungen für Investitionen
und Darlehen,

3. voraussichtlich entstehenden Kosten und zu leistenden
Auszahlungen für Investitionen und Darlehen sowie 

4. voraussichtlich benötigten Verpflichtungsermächtigungen.

§ 13

Geltungsdauer der Haushaltspläne

Der Haushaltsplan kann mit Einwilligung der Bürgerschaft
für zwei Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, aufgestellt wer-
den.

§ 14

Teilpläne, Einzelpläne, Gesamtplan

(1) Der Haushaltsplan besteht aus den Teilplänen der Auf-
gabenbereiche, den Einzelplänen der einzelnen Verwaltungs-
zweige und dem Gesamtplan. 

(2) Jeder Teilplan enthält 

1. die Ergebnispläne der Produktgruppen, in denen jeweils die
zu erwartenden Erlöse und voraussichtlich zu verursachen-
den Kosten für einen Leistungszweck nach § 16 veran-
schlagt sind, sowie eine Übersicht der insoweit benötigten
Verpflichtungsermächtigungen, 

2. für die Investitionen und Darlehen die jeweils zu erwarten-
den Einzahlungen, voraussichtlich zu leistenden Auszah-
lungen und insoweit voraussichtlich benötigten Verpflich-
tungsermächtigungen,

3. einen Ergebnisplan, in dem die zu erwartenden Erlöse und
die voraussichtlich zu verursachenden Kosten aller Pro-
duktgruppen des Aufgabenbereichs zusammenzufassen
sind (Ergebnisplan des Aufgabenbereichs), sowie

4. einen doppischen Finanzplan, in dem Einzahlungen und
Auszahlungen für den Aufgabenbereich aus Verwaltungs-
tätigkeit, Investitionstätigkeit und Finanzierungstätigkeit
zusammenzufassen sowie die sich daraus ergebenden Verän-
derungen des Zahlungsmittelbestandes darzustellen sind
(doppischer Finanzplan des Aufgabenbereichs).

Wenn Verpflichtungen zu Lasten mehrerer Haushaltsjahre
eingegangen werden können, sollen die jeweiligen Jahres-
beträge in den Erläuterungen angegeben werden. 

(3) Die Ergebnispläne nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 sind
in folgende Kontenbereiche einzuteilen:

1. Erlöse, 

2. Kosten aus laufender Verwaltungstätigkeit,

3. Personalkosten,

4. Kosten aus Transferleistungen,

5. Kosten für Abnutzung (Abschreibungen),

6. sonstige Kosten,

7. Erlöse aus Finanzierungstätigkeit,

8. Kosten aus Finanzierungstätigkeit,

9. außerordentliche Erlöse,

10. außerordentliche Kosten,

11. globale Mehr- oder Minderkosten.

Die Kontenbereiche unter Satz 1 Nummern 1 bis 6 sind zum
Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit, die Kontenberei-
che unter Satz 1 Nummern 7 und 8 zum Finanzergebnis und
die Kontenbereiche unter Satz 1 Nummern 9 und 10 zum

außerordentlichen Ergebnis zusammenzufassen. Das Ergebnis
der laufenden Verwaltungstätigkeit und das Finanzergebnis
sind zum ordentlichen Ergebnis sowie das ordentliche und das
außerordentliche Ergebnis zum Jahresergebnis zusammenzu-
fassen. Das Jahresergebnis und die globalen Mehr- oder Min-
derkosten sind zum Jahresergebnis einschließlich der globalen
Mehr- oder Minderkosten zusammenzufassen. Satz 1 Num-
mern 1 bis 10 sowie die Sätze 2 und 3 gelten für die Übersich-
ten der Verpflichtungsermächtigungen nach Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 entsprechend.

(4) Ein Einzelplan enthält
1. einen Ergebnisplan des Verwaltungszweigs und
2. einen doppischen Finanzplan des Verwaltungszweigs.

(5) Der Gesamtplan (Haushaltsübersicht) enthält 
1. den Ergebnisplan der Freien und Hansestadt Hamburg

(Gesamtergebnisplan),
2. den doppischen Finanzplan der Freien und Hansestadt

Hamburg (doppischer Gesamtfinanzplan) und
3. eine Zusammenfassung der Verpflichtungsermächtigungen

der Einzelpläne.
(6) Die Produktstruktur ist so einzuteilen, dass eine ein-

deutige Zuordnung nach den Verwaltungsvorschriften über
die funktionale Gliederung des Produkthaushalts (Produkt-
rahmen) sichergestellt ist. 

(7) Zur Erfüllung finanzstatistischer Anforderungen und
sonstiger Berichterstattungspflichten gegenüber dem Bund
werden Daten über die Ein- und Auszahlungen 
1. nach Arten bereitgestellt, die sich nach den Verwaltungs-

vorschriften über die Gruppierung der Einnahmen und
Ausgaben des Haushaltsplans nach Arten (Gruppierungs-
plan) richten, und 

2. nach Aufgabengebieten bereitgestellt, die sich nach den
Verwaltungsvorschriften über die Gliederung der Einnah-
men und Ausgaben nach Aufgabengebieten (Funktionen-
plan) richten.

§ 15
Übersichten zum Haushaltsplan

(1) In einer Anlage zum Haushaltsplan sind die Erträge und
Aufwendungen in einer Gliederung, die dem Produktrahmen
nach § 14 Absatz 6 entspricht, darzustellen (Produktübersicht). 

(2) Dem Haushaltsplan ist eine nach Aufgabenbereichen
gegliederte Übersicht über 

1. die Planstellen für Beamtinnen und Beamte, 
2. andere Stellen für Beamtinnen und Beamte sowie Stellen

für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (andere Stellen
als Planstellen)

beizufügen.

§ 16
Leistungszweck

(1) Art und Umfang der zu erbringenden Leistungen (Leis-
tungszweck) sind für jede Produktgruppe im Haushaltsplan
verbindlich festzulegen. Der Leistungszweck bildet die
Grundlage für die Ermächtigungen nach § 5, Kosten zu verur-
sachen und insoweit Verpflichtungen einzugehen. Er wird in
Form der zugeordneten Produkte, der Ziele, Kennzahlen und
Kennzahlenwerte dargestellt. Große Projekte sind hinsichtlich
ihres Inhalts sowie ihrer Zielsetzung und Dauer darzustellen.

(2) Erlöse dürfen in einer Produktgruppe ohne Leistungen
veranschlagt werden, soweit sie nicht unmittelbar der
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Deckung von Kosten für Leistungen dienen. Solche Erlöse
sind nach dem Entstehungsgrund darzustellen.

(3) Erlöse und Kosten dürfen in einer Produktgruppe ohne
Leistungen veranschlagt werden, wenn dies in den Erläuterun-
gen begründet wird. 

§ 17

Veranschlagung 

(1) Für dasselbe Ziel dürfen weder Kosten noch entspre-
chende Verpflichtungsermächtigungen für verschiedene Pro-
duktgruppen veranschlagt werden. Für dasselbe Ziel dürfen
weder Auszahlungen für Investitionen und Darlehen noch ent-
sprechende Verpflichtungsermächtigungen für verschiedene
Aufgabenbereiche veranschlagt werden. 

(2) In den Teilplänen ist die Höhe der zweckgebundenen
Erlöse und der dazugehörigen Kosten kenntlich zu machen.

(3) Die Veranschlagung globaler Mehr- oder Minderkosten
ist nur zulässig, wenn dies in den Erläuterungen begründet
wird.

(4) Für den Erwerb von Eigentum an beweglichen Sachen
im Umlaufvermögen sind Kosten zu veranschlagen.

(5) Die für die Leistungen einer Produktgruppe eingesetz-
ten Vollzeitäquivalente sind auszuweisen.

(6) Nutzen-Kosten-Untersuchungen nach § 7 Absatz 2
Satz 2 sind der Bürgerschaft vorzulegen. Dies gilt für andere
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach § 7 Absatz 2 entspre-
chend, sofern deren Vorlage auf Grund des Umfangs oder der
Bedeutung der Maßnahme geboten ist.

§ 18

Investitionen und Darlehen 

(1) Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen für
Investitionen dürfen nur für bilanzierungsfähiges Anlagever-
mögen veranschlagt werden.

(2) Einzahlungen, Auszahlungen und Verpflichtungs-
ermächtigungen für Investitionen sind für jeden Aufgaben-
bereich getrennt nach Einzelmaßnahmen, Programmen und
sonstigen Maßnahmen zu veranschlagen. Investitionen sind
einzeln zu veranschlagen, wenn dies auf Grund ihrer Bedeu-
tung oder ihres finanziellen Umfangs geboten ist. Nicht ein-
zeln zu veranschlagende, gleichartige oder gleichgerichtete
Investitionen für einen Aufgabenbereich sind zu Programmen,
alle übrigen Investitionen zu sonstigen Maßnahmen zusam-
mengefasst zu veranschlagen. Die Veranschlagung globaler
Minderauszahlungen ist nur zulässig, wenn diese in den Erläu-
terungen begründet werden.

(3) Die Veranschlagung der Einzahlungen, Auszahlungen
und Verpflichtungsermächtigungen für Investitionen ist zu
erläutern. Dazu sind bei der ersten Veranschlagung von Ein-
zelmaßnahmen und Programmen Inhalt und Ziel, voraussicht-
liche Gesamtkosten, Folgekosten, Nutzungsdauer und
Abschreibungsraten, bei sonstigen Maßnahmen mindestens
Inhalt und Ziel, sowie bei jeder folgenden Veranschlagung die
finanzielle Abwicklung darzulegen.

(4) Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen für
zu gebende Darlehen dürfen nur für Gelddarlehen veran-
schlagt werden. Inhalt und Ziel der Darlehen sind zu erläu-
tern.

§ 19

Baumaßnahmen, Beschaffungen,
Entwicklungsvorhaben

(1) Auszahlungen für Investitionen und entsprechende Ver-
pflichtungsermächtigungen dürfen für Baumaßnahmen erst
veranschlagt werden, wenn Pläne, Kostenermittlungen und
Erläuterungen vorliegen, aus denen die Art der Ausführung,
die Gesamtauszahlungen und die Gesamtkosten der Baumaß-
nahme, die Nutzungsdauer und Abschreibungsraten sowie die
vorgesehene Finanzierung und ein Zeitplan ersichtlich sind.
Den Unterlagen ist eine Schätzung der nach Fertigstellung der
Maßnahme entstehenden jährlichen Haushaltsbelastungen
beizufügen.

(2) Auszahlungen für Investitionen und entsprechende
Verpflichtungsermächtigungen dürfen für Beschaffungen und
Entwicklungsvorhaben erst veranschlagt werden, wenn Pläne
und Erläuterungen vorliegen, aus denen eine Beschreibung des
Gegenstandes oder des Vorhabens, die Gesamtauszahlungen,
die Gesamtkosten, Kostenbeteiligungen Dritter, die Nutzungs-
dauer und Abschreibungsraten sowie die vorgesehene Finan-
zierung und ein Zeitplan ersichtlich sind. Absatz 1 Satz 2 gilt
entsprechend.

(3) Auf Auszahlungen für Investitionen und Darlehen
sowie entsprechende Verpflichtungsermächtigungen für Zu-
wendungen sind die Absätze 1 und 2 entsprechend anzuwen-
den.

(4) Die für die Finanzen zuständige Behörde kann Fall-
gruppen bestimmen, in denen die in den Absätzen 1 und 2
genannten Unterlagen nicht erforderlich sind.

(5) Darüber hinaus sind Ausnahmen nur zulässig, wenn es
im Einzelfall nicht möglich ist, die Unterlagen rechtzeitig fer-
tig zu stellen, und aus einer späteren Veranschlagung der
Freien und Hansestadt Hamburg ein Nachteil erwachsen
würde. Die Notwendigkeit einer Ausnahme ist in den Erläute-
rungen zu begründen. Für Maßnahmen, für welche die Unter-
lagen noch nicht vorliegen, ist die Ermächtigung, Auszahlun-
gen zu leisten oder Verpflichtungen einzugehen, gesperrt. Das
Recht der Bürgerschaft, nach § 24 zu sperren, bleibt unberührt.

§ 20

Übertragbarkeit

Ermächtigungen, Auszahlungen für Investitionen und
Darlehen zu leisten, sind übertragbar. Ermächtigungen,
Kosten zu verursachen, können im Haushaltsplan für über-
tragbar erklärt werden, wenn dies die Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit fördert.

§ 21

Deckungsfähigkeit

(1) Ermächtigungen, Kosten zu verursachen, können im
Haushaltsplan für gegenseitig oder einseitig deckungsfähig
zugunsten anderer Ermächtigungen, Kosten zu verursachen,
erklärt werden, wenn ein verwaltungsmäßiger oder sachlicher
Zusammenhang besteht oder dadurch die Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit gefördert werden. 

(2) Ermächtigungen, Auszahlungen für Investitionen zu
leisten, können im Haushaltsplan für gegenseitig oder einsei-
tig deckungsfähig zugunsten anderer Ermächtigungen, Aus-
zahlungen für Investitionen zu leisten, erklärt werden, wenn
ein verwaltungsmäßiger oder sachlicher Zusammenhang
besteht oder dadurch die Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
gefördert werden. Das gilt für Ermächtigungen, Auszahlungen
für Darlehen zu leisten, entsprechend.
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(3) Die Deckungsfähigkeit von Verpflichtungsermächti-
gungen richtet sich nach den Ermächtigungen, für die sie
veranschlagt worden sind, solange der Haushaltsplan nichts
anderes bestimmt.

§ 22
Verwendungsauflage

Eine Ermächtigung, Kosten zu verursachen oder Verpflich-
tungen einzugehen, kann mit der Auflage versehen werden, sie
im Rahmen des Leistungszwecks teilweise für bestimmte Maß-
nahmen zu verwenden. Das gilt auch für die Zuführungen an
die Einrichtungen nach § 26 Absatz 1.

§ 23
Billigkeitsleistungen

In den Teilplänen kann bestimmt werden, dass für Leistun-
gen aus Gründen der Billigkeit Kosten verursacht werden dür-
fen. Der Kontenbereich nach § 14 Absatz 3 und die Höhe der
Kosten sind anzugeben.

§ 24
Sperrung durch die Bürgerschaft

Die Bürgerschaft kann bestimmen, dass die Inan-
spruchnahme von Ermächtigungen oder eines der Höhe nach
bestimmten Anteils derselben ihrer Einwilligung oder der
Einwilligung einer Bezirksversammlung bedarf. Sie kann ihre
Befugnis zur Einwilligung durch eine Regelung in ihrer
Geschäftsordnung weiter übertragen.

§ 25
Stellenplan

(1) Planstellen sind nach Besoldungsgruppen und Amts-
bezeichnungen in dem als Stellenplan bezeichneten Teil des
Haushaltsplans auszubringen. Sie dürfen nur für Aufgaben
eingerichtet werden, zu deren Wahrnehmung die Begründung
eines Beamtenverhältnisses zulässig ist und die in der Regel
Daueraufgaben sind. Andere Stellen als Planstellen sind im
Stellenplan nach dem Stand zur Zeit seiner Aufstellung nach-
richtlich auszuweisen.

(2) Planstellen sind als „künftig wegfallend“ zu bezeichnen,
soweit sie in den folgenden Haushaltsjahren voraussichtlich
nicht mehr benötigt werden.

(3) Planstellen sind als „künftig umzuwandeln“ zu bezeich-
nen, soweit sie in den folgenden Haushaltsjahren voraussicht-
lich in Planstellen einer niedrigeren Besoldungsgruppe oder in
Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer umgewan-
delt werden können. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten für andere Stellen als Plan-
stellen entsprechend; die Vermerke sind im Stellenplan nach-
richtlich auszuweisen.

§ 26
Wirtschaftspläne der Landesbetriebe,
Sondervermögen und Hochschulen,

Übersichten der Stellen außerhalb der Verwaltung 

(1) Die Wirtschaftspläne 
1. der Landesbetriebe nach § 106 Absatz 1,
2. der Sondervermögen nach § 106 Absatz 2 und 
3. der staatlichen Hochschulen der Freien und Hansestadt

Hamburg nach § 1 Absatz 1 Nummern 1 bis 6 des Hambur-
gischen Hochschulgesetzes (HmbHG) vom 18. Juli 2001
(HmbGVBl. S. 171), zuletzt geändert am 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503, 527), in der jeweils geltenden Fassung 

sind dem Haushaltsplan als Anlagen beizufügen. Im Haus-
haltsplan sind nur die Zuführungen oder die Ablieferungen zu
veranschlagen. Zuführungen sind jeweils getrennt nach kon-
sumtiven und investiven Zuführungen zu veranschlagen und
zu ermächtigen. Planstellen sind nach Besoldungsgruppen
und Amtsbezeichnungen im Stellenplan auszubringen.
Andere Stellen als Planstellen sind im Stellenplan nach dem
Stand zur Zeit seiner Aufstellung nachrichtlich auszuweisen. 

(2) Über die Erträge und Aufwendungen von 

1. juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die von der
Freien und Hansestadt Hamburg ganz oder zum Teil unter-
halten werden, und

2. Stellen außerhalb der Verwaltung, die von der Freien und
Hansestadt Hamburg Zuwendungen zur Deckung der
gesamten Aufwendungen oder eines nicht abgegrenzten
Teils der Aufwendungen erhalten,

sind Übersichten dem Haushaltsplan als Anlagen beizufügen.
Die für die Finanzen zuständige Behörde kann Ausnahmen
zulassen.

§ 27

Ausgleich des Gesamtergebnisplans

(1) Die Erträge des Gesamtergebnisplans müssen min-
destens die Aufwendungen des Gesamtergebnisplans, die
Zuführung zur Konjunkturposition nach Absatz 2 und den auf
Grund des Gesetzes nach Absatz 3 Nummer 3 zweiter Halbsatz
erforderlichen Ausgleich der notsituationsbedingten bilanziel-
len Vorbelastung decken, soweit ein Fehlbetrag nicht nach
Absatz 3 zulässig ist.

(2) Im Haushaltsplan ist der langjährige Trend der Steuer-
erträge mit einem gleitenden Stützzeitraum von 21 Jahren dar-
zustellen. Bei der Ermittlung des Trends erfolgt eine Bereini-
gung um Wirkungen von Steuerrechtsänderungen. Sind
Steuererträge zu veranschlagen, die im Haushaltsjahr über
dem sich für dieses Jahr ergebenden Trendwert liegen, sind sie
insoweit der Konjunkturposition zuzuführen, als sie ihn über-
steigen. Sofern auf Grund von § 13 ein Haushaltsplan für zwei
Haushaltsjahre aufgestellt wird, schreibt der Senat im ersten
Haushaltsjahr den Trendwert für das zweite Haushaltsjahr fort
und unterrichtet die Bürgerschaft über das Ergebnis. Ist zu
erwarten, dass die Konjunkturposition positiv oder negativ
einen Wert von 50 vom Hundert des Trendwerts der Steuer-
erträge übersteigt, ist das Verfahren zur Ermittlung des
langjährigen Trends der Steuererträge zu überprüfen und die
Bürgerschaft über das Ergebnis zu informieren.

(3) Die Aufwendungen des Gesamtergebnisplans dürfen die
Erträge in dem Umfang übersteigen, in dem folgende Voraus-
setzungen entweder einzeln oder gemeinsam vorliegen:

1. Der Fehlbetrag kann durch Entnahme aus der allgemeinen
Rücklage ausgeglichen werden, 

2. die Steuererträge im Haushaltsjahr liegen unterhalb des
sich nach Absatz 2 für das Haushaltsjahr ergebenden Trend-
werts,

3. durch Gesetz wurde bestimmt, dass der Fehlbetrag auf
Grund einer Feststellung nach Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 der
Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg notwendig
ist; in diesem Gesetz ist außerdem festzulegen, in welcher
Höhe eine Kreditaufnahme gerechtfertigt ist, wie die not-
situationsbedingte bilanzielle Vorbelastung ausgeglichen
und wie die Schulden getilgt werden sollen.
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§ 28

Ausgleich des doppischen Gesamtfinanzplans,
Kreditermächtigungen 

(1) Der doppische Gesamtfinanzplan ist in Einzahlungen
und Auszahlungen auszugleichen.

(2) Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten dürfen
nur veranschlagt werden zur Finanzierung 

1. der Tilgung von Krediten,

2. des Saldos finanzieller Transaktionen, 

3. des Fehlbetrags nach § 27 Absatz 3 Nummer 2 und 

4. des Bedarfs nach § 27 Absatz 3 Nummer 3 zweiter Halbsatz. 

Der Saldo nach Satz 1 Nummer 2 ergibt sich aus den Auszah-
lungen für den Erwerb von Beteiligungen, für Tilgungen an
den öffentlichen Bereich und für die Darlehensvergabe sowie
den Einzahlungen aus der Veräußerung von Beteiligungen, aus
der Kreditaufnahme beim öffentlichen Bereich sowie aus
Darlehensrückflüssen.

(3) Der Haushaltsbeschluss bestimmt, bis zu welcher Höhe
Kredite aufgenommen werden dürfen 

1. nach Absatz 2 (Deckungskredite); die Höhe der vorgesehe-
nen Kreditaufnahme ist anhand der Fallgruppen des Absat-
zes 2 zu erläutern,

2. zur Finanzierung des Differenzbetrags nach § 79 Absatz 3
Satz 2; er kann bestimmen, dass Kredite in der jeweiligen
Höhe dieses Differenzbetrags aufgenommen werden dür-
fen,

3. zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemäßen Kassen-
wirtschaft (Kassenverstärkungskredite); soweit diese Kre-
dite zurückgezahlt sind, kann die Ermächtigung wiederholt
in Anspruch genommen werden; Kassenverstärkungs-
kredite dürfen nicht später als sechs Monate nach Ablauf
des Haushaltsjahres, für das sie aufgenommen worden sind,
fällig werden; die Ermächtigung darf 50 vom Hundert der
im doppischen Gesamtfinanzplan veranschlagten Auszah-
lungen nicht überschreiten.

(4) Die Ermächtigungen nach Absatz 3 Nummern 1 und 2
gelten bis zum Ende des nächsten Haushaltsjahres und, wenn
der Haushaltsplan für das zweitnächste Haushaltsjahr nicht
rechtzeitig festgestellt wird, bis zur Feststellung dieses Haus-
haltsplans. Durch Beschluss der Bürgerschaft können die
Ermächtigungen verlängert werden. Die Ermächtigungen
nach Absatz 3 Nummer 3 gelten bis zum Ende des laufenden
Haushaltsjahres und, wenn der Haushaltsplan für das nächste
Haushaltsjahr nicht rechtzeitig festgestellt wird, bis zur Fest-
stellung dieses Haushaltsplans.

§ 29

Eckwertebeschluss, Voranschläge 

(1) Der Senat gibt die Eckwerte für die Haushaltsplanung
vor (Eckwertebeschluss). Der Eckwertebeschluss hat für die
Bürgerschaft, das Verfassungsgericht und den Rechnungshof
empfehlenden Charakter. Er wird von der für die Finanzen
zuständigen Behörde im Benehmen mit den Behörden vor-
bereitet. 

(2) Die Voranschläge werden von den Behörden unter
Beachtung des Eckwertebeschlusses in dezentraler Verantwor-
tung aufgestellt. Sie sind der für die Finanzen zuständigen
Behörde zu dem von ihr zu bestimmenden Zeitpunkt zu über-
senden. Die für die Finanzen zuständige Behörde kann verlan-
gen, dass den Voranschlägen ergänzende Unterlagen beigefügt
werden; ihr sind die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

§ 30

Aufstellung des Entwurfs des Haushaltsplans

(1) Die für die Finanzen zuständige Behörde prüft die Vor-
anschläge und stellt den Entwurf des Haushaltsplans auf. Sie
kann die Voranschläge im Benehmen mit den beteiligten
Behörden ändern. 

(2) Abweichungen von den Voranschlägen der Präsidentin
oder des Präsidenten der Bürgerschaft, des Verfassungsgerichts
und des Rechnungshofs sind von der für die Finanzen zustän-
digen Behörde dem Senat mitzuteilen, soweit den Änderungen
nicht zugestimmt worden ist.

§ 31

Beschluss über den Entwurf des Haushaltsplans 

(1) Der Entwurf des Haushaltsbeschlusses wird mit dem
Entwurf des Haushaltsplans vom Senat beschlossen. 

(2) Weicht der Entwurf des Haushaltsplans von den Voran-
schlägen der Präsidentin oder des Präsidenten der Bürger-
schaft, des Verfassungsgerichts und des Rechnungshofs ab und
ist der Änderung nicht zugestimmt worden, so sind die Teile,
über die kein Einvernehmen erzielt worden ist, unverändert
dem Entwurf des Haushaltsplans beizufügen. 

§ 32 

Vorlage 

(1) Der Entwurf des Haushaltsbeschlusses ist mit dem Ent-
wurf des Haushaltsplans vor Beginn des Haushaltsjahres der
Bürgerschaft vorzulegen, in der Regel zur ersten Sitzung der
Bürgerschaft nach dem 1. September. 

(2) Dem Rechnungshof ist der Entwurf des Haushaltsbe-
schlusses mit dem Entwurf des Haushaltsplans zu übersenden. 

§ 33

Mittelfristiger Finanzplan, Berichterstattung
zur Finanzwirtschaft 

(1) Die für die Finanzen zuständige Behörde stellt entspre-
chend den Bestimmungen des Gesetzes zur Förderung der Sta-
bilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert am 31. Oktober 2006 (BGBl.
I S. 2407, 2422), sowie des Haushaltsgrundsätzegesetzes vom
19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), zuletzt geändert am 15. Juli
2013 (BGBl. I S. 2398), in den jeweils geltenden Fassungen
einen Finanzplan für fünf Jahre auf (mittelfristiger Finanz-
plan). Sie kann hierzu die notwendigen Unterlagen anfordern
und diese im Benehmen mit den beteiligten Stellen abändern.
Der mittelfristige Finanzplan wird in den Haushaltsplan-Ent-
wurf integriert. Der Senat legt die Fortschreibung des mittel-
fristigen Finanzplans der Bürgerschaft gesondert vor, sofern
auf Grund von § 13 in einem Jahr kein Haushaltsplan-Entwurf
aufgestellt wird. 

(2) Im Zusammenhang mit der Vorlage des Entwurfs des
Haushaltsplans sowie des mittelfristigen Finanzplans soll der
Senat die Bürgerschaft über den Stand und die voraussicht-
liche Entwicklung der Finanzwirtschaft unterrichten. 

§ 34

Ergänzungen zum Entwurf des Haushaltsplans 

Auf Ergänzungen zum Entwurf des Haushaltsbeschlusses
und des Haushaltsplans sind die Bestimmungen der Teile I
und II sinngemäß anzuwenden.
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§ 35
Nachtragshaushalte und Nachbewilligungen 

(1) Auf Nachträge zum Haushaltsbeschluss und zum Haus-
haltsplan sind die Bestimmungen der Teile I und II sinngemäß
anzuwenden. Der Entwurf ist bis zum Ende des Haushalts-
jahres in die Bürgerschaft einzubringen. 

(2) Nachbewilligungsanträge des Senats müssen einen
Deckungsvorschlag enthalten (Deckungsgebot) und die Aus-
wirkungen auf den Leistungszweck darstellen.

Teil III
Ausführung des Haushaltsplans

§ 36
Dezentrale Verantwortung

Der Haushaltsplan wird grundsätzlich im Rahmen dezen-
traler Verantwortung bewirtschaftet.

§ 37
Bewirtschaftungsgrundsätze

(1) Eine Ermächtigung, Kosten zu verursachen, ist so zu
bewirtschaften, dass sie zur Deckung aller Kosten eines Kon-
tenbereichs nach § 14 Absatz 3 ausreicht, die für den Leis-
tungszweck einer Produktgruppe veranschlagt sind. Minder-
erlöse sind durch Minderkosten derselben Produktgruppe auf-
zufangen. Mehrerlöse dürfen verwendet werden, Mehrkosten
der Produktgruppe zu decken, soweit dies ein wirtschaftliches
Verhalten fördert oder anderweitig geboten ist.

(2) Eine Ermächtigung, Auszahlungen zu leisten, ist so zu
bewirtschaften, dass sie zur Deckung aller Auszahlungen aus-
reicht, die für den jeweiligen Investitions- oder Darlehens-
zweck veranschlagt sind. Mindereinzahlungen für Investitio-
nen und Darlehen sind durch Minderauszahlungen für den
jeweiligen Investitions- oder Darlehenszweck aufzufangen.
Mehreinzahlungen für Investitionen und Darlehen dürfen ver-
wendet werden, Mehrauszahlungen für den jeweiligen Investi-
tions- oder Darlehenszweck zu decken, soweit dies ein wirt-
schaftliches Verhalten fördert oder anderweitig geboten ist.

(3) Globale Mehr- und Minderkosten sowie globale Min-
derauszahlungen sind auf die sachlich zutreffenden Kontenbe-
reiche zu übertragen. Dasselbe gilt für Erlöse und Kosten, die
für Produktgruppen ohne Leistungen veranschlagt wurden,
sowie für Einzahlungen und Auszahlungen für Investitionen
und Darlehen, die nach ihrem Zweck global für andere
Investitionen und Darlehen veranschlagt wurden.

(4) Die Ermächtigungen dürfen nur soweit und nicht eher
in Anspruch genommen werden, als dies zur wirtschaftlichen
und sparsamen Verwaltung erforderlich ist. 

(5) Forderungen sind rechtzeitig und vollständig zu
begründen und einzuziehen.

(6) Für die Bewirtschaftung von Ermächtigungen des Bun-
des sind die Bewirtschaftungserfordernisse des Bundes zu
berücksichtigen, soweit in Rechtsvorschriften des Bundes oder
Vereinbarungen nicht etwas anderes bestimmt ist.

§ 38
Aufhebung der Sperre 

Ist die Inanspruchnahme einer Ermächtigung ganz oder
teilweise von einer Einwilligung nach § 24 abhängig gemacht
worden, hat der Senat sie einzuholen, bevor Verpflichtungen
eingegangen werden. Soweit die Bürgerschaft bestimmt hat,

dass die Inanspruchnahme einer Ermächtigung ganz oder teil-
weise der Einwilligung einer Bezirksversammlung bedarf,
kann die zuständige Bezirksamtsleitung beauftragt werden, die
Einwilligung der Bezirksversammlung einzuholen. 

§ 39
Über- und außerplanmäßige Kosten und

Auszahlungen

(1) Mit Einwilligung des Senats dürfen über- und außer-
planmäßige Kosten verursacht oder Auszahlungen für Investi-
tionen oder Darlehen geleistet werden; die für die Finanzen
zuständige Behörde ist vorher zu hören. Die Einwilligung darf
nur im Falle eines unvorhergesehenen und unabweisbaren
Bedürfnisses erteilt werden. Eine Unabweisbarkeit liegt insbe-
sondere nicht vor, wenn die Inanspruchnahme bis zur Verab-
schiedung des nächsten Haushaltsplans zurückgestellt oder die
Ermächtigung im Wege einer Nachbewilligung oder eines
Nachtrags zum Haushaltsplan bereitgestellt werden kann.
Einer Nachbewilligung oder eines Nachtrags zum Haushalts-
plan bedarf es nicht, wenn Rechtsverpflichtungen zu erfüllen
sind.

(2) Absatz 1 gilt auch für Maßnahmen, durch die Verpflich-
tungen entstehen können, für die weder Kosten noch Auszah-
lungen für Investitionen oder Darlehen im Haushaltsplan ver-
anschlagt sind.

(3) Über- und außerplanmäßige Kosten und Auszahlungen
für Investitionen und Darlehen sollen durch Einsparungen an
anderer Stelle in demselben Einzelplan ausgeglichen werden.

(4) Die Genehmigung der Bürgerschaft ist bei über- und
außerplanmäßigen Kosten, Auszahlungen für Investitionen
und Darlehen sowie Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und
2 spätestens innerhalb eines Vierteljahres, in Fällen von
grundsätzlicher Bedeutung oder erheblicher finanzieller
Bedeutung unverzüglich einzuholen.

(5) Ermächtigungen nach § 14 Absatz 3 Satz 1 Nummer 11
und § 16 Absatz 3 dürfen nicht überschritten werden.

(6) Bei übertragbaren Ermächtigungen dürfen Kosten vor-
zeitig verursacht und Auszahlungen vorzeitig geleistet werden
(Vorgriff), soweit dies zur Erfüllung bestehender Verpflichtun-
gen erforderlich ist. Sie sind auf die nächstjährige Bewilligung
für den gleichen Zweck anzurechnen. Die Vorgriffsermächti-
gungen sind der Höhe nach im Haushaltsbeschluss festzule-
gen.

§ 40
Verpflichtungsermächtigungen

(1) Maßnahmen, die zu Auszahlungen in künftigen Haus-
haltsjahren verpflichten können, sind nur zulässig, wenn der
Haushaltsplan dazu ermächtigt. Im Falle eines unvorhergese-
henen und unabweisbaren Bedürfnisses kann der Senat Aus-
nahmen zulassen; § 39 Absätze 1 und 4 gilt entsprechend.

(2) Verpflichtungen für laufende Geschäfte dürfen einge-
gangen werden, ohne dass die Voraussetzungen des Absatzes 1
vorliegen. Das Nähere regelt die für die Finanzen zuständige
Behörde.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf Verträge im Sinne des
Artikels 43 der Verfassung der Freien und Hansestadt Ham-
burg nicht anzuwenden.

§ 41
Gewährleistungen, Darlehenszusagen

(1) Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sons-
tigen Gewährleistungen, die zu Auszahlungen in künftigen
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Haushaltsjahren führen können, bedarf einer der Höhe nach
bestimmten Ermächtigung durch den Haushaltsbeschluss
oder durch ein Gesetz. 

(2) Darlehenszusagen sowie die Übernahme von Bürgschaf-
ten, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen bedürfen der
Einwilligung der für die Finanzen zuständigen Behörde. Sie ist
an den Verhandlungen zu beteiligen. Sie kann auf ihre Befug-
nisse verzichten. 

(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 haben die zuständigen
Behörden auszubedingen, dass sie oder ihre Beauftragten bei
den Beteiligten jederzeit prüfen können, 
1. ob die Voraussetzungen für die Darlehenszusage oder ihre

Erfüllung vorliegen oder vorgelegen haben und 
2. ob im Falle der Übernahme einer Gewährleistung eine

Inanspruchnahme in Betracht kommen kann oder die
Voraussetzungen für eine solche vorliegen oder vorgelegen
haben. 

Von der Ausbedingung eines Prüfungsrechts kann die für die
Finanzen zuständige Behörde ausnahmsweise absehen.

§ 42
Andere Maßnahmen von finanzieller Bedeutung

Soweit die Entscheidung nicht vom Senat getroffen wird,
bedürfen der Einwilligung der für die Finanzen zuständigen
Behörde
1. der Erlass von Verwaltungsvorschriften,
2. der Abschluss von Tarifverträgen,
3. die Gewährung von über- oder außertariflichen Leistungen,
4. die Festsetzung oder Änderung von Entgelten für Verwal-

tungsleistungen und
5. sonstige Maßnahmen von grundsätzlicher oder erheblicher

finanzieller Bedeutung,
wenn diese Regelungen im laufenden Haushaltsjahr oder in
künftigen Haushaltsjahren zu Einzahlungsminderungen oder
zu zusätzlichen Auszahlungen führen können.

§ 43
Haushaltswirtschaftliche Sperre

Wenn die Entwicklung der Erträge, Einzahlungen, Auf-
wendungen oder Auszahlungen es erfordert, kann die für die
Finanzen zuständige Behörde es von ihrer Einwilligung
abhängig machen, ob Ermächtigungen in Anspruch genom-
men werden. Dies gilt nicht für die Ermächtigungen der Bür-
gerschaft, des Verfassungsgerichts und des Rechnungshofs.

§ 44
Konjunkturpolitisch bedingte Maßnahmen

(1) Die in § 6 Absatz 1 des Gesetzes zur Förderung der Sta-
bilität und des Wachstums der Wirtschaft vorgesehenen Maß-
nahmen schlägt die für die Finanzen zuständige Behörde dem
Senat vor. Ermächtigt der Senat die für die Finanzen zustän-
dige Behörde zur Durchführung dieser Maßnahmen, unter-
richtet er die Bürgerschaft, wenn sich daraus eine wesentliche
Änderung der mit dem Haushaltsplan gesetzten Prioritäten
ergibt.

(2) Die nach § 6 Absatz 2 und § 7 Absatz 2 des Gesetzes zur
Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft
erforderlichen Maßnahmen beschließt der Senat auf Vorschlag
der für die Finanzen zuständigen Behörde und teilt sie der
Bürgerschaft mit. Kosten dürfen nur mit Zustimmung der
Bürgerschaft verursacht, Auszahlungen nur mit Zustimmung

der Bürgerschaft geleistet werden; die Bürgerschaft kann sie
begrenzen.

§ 45

Liquide Mittel 

Nicht sofort benötigte liquide Mittel sollen so angelegt
werden, dass über sie bei Bedarf verfügt werden kann.

§ 46

Zuwendungen, Bewirtschaftung von Ermächtigungen und
Verwaltung von Vermögensgegenständen

(1) Zuwendungen sind Auszahlungen und Verpflichtungen
für Leistungen an Stellen außerhalb der Verwaltung zur Erfül-
lung bestimmter Zwecke. Sie dürfen nur gewährt werden,
wenn die Freie und Hansestadt Hamburg an der Erfüllung
durch solche Stellen ein erhebliches Interesse hat, das ohne die
Zuwendungen nicht oder nicht im notwendigen Umfang
befriedigt werden kann. Dabei ist zu bestimmen, wie die
zweckentsprechende Verwendung der Zuwendungen nachzu-
weisen ist. Außerdem ist ein Prüfungsrecht der zuständigen
Behörde oder ihrer Beauftragten festzulegen. Verwaltungsvor-
schriften, welche die Regelung des Verwendungsnachweises
und die Prüfung durch den Rechnungshof (§ 84) betreffen,
werden im Einvernehmen mit dem Rechnungshof erlassen.

(2) Sollen Ermächtigungen oder Vermögensgegenstände
der Freien und Hansestadt Hamburg von Stellen außerhalb
der Verwaltung bewirtschaftet beziehungsweise verwaltet wer-
den, ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden.

§ 47

Sachliche und zeitliche Bindung,
leistungsbezogene Bewirtschaftung

(1) Ermächtigungen, Kosten zu verursachen, dürfen nur
zur Erfüllung des für die jeweilige Produktgruppe im Haus-
haltsplan bezeichneten Leistungszwecks in Anspruch genom-
men werden. Auszahlungen für Investitionen und Darlehen
dürfen nur zur Erfüllung der für den jeweiligen Aufgaben-
bereich im Haushaltsplan bezeichneten Investitions- oder
Darlehenszwecke geleistet werden. Dies gilt, soweit und
solange sie jeweils fortdauern, und nur bis zum Ende des Haus-
haltsjahres. Die Sätze 1 bis 3 sind für die jeweiligen Verpflich-
tungsermächtigungen entsprechend anzuwenden. Verwen-
dungsauflagen nach § 22 sind zu beachten. Nicht in Anspruch
genommene Verpflichtungsermächtigungen gelten, wenn der
Haushaltsplan für das nächste Haushaltsjahr nicht rechtzeitig
festgestellt wird, bis zur Feststellung dieses Haushaltsplans.

(2) Soweit Ermächtigungen nach § 20 übertragbar und
nicht in Anspruch genommen worden sind, können sie mit
Einwilligung der für die Finanzen zuständigen Behörde auf
das nachfolgende Haushaltsjahr übertragen werden. Soweit auf
Grund einer Ermächtigung, Kosten zu verursachen, beweg-
liche Sachen beschafft wurden, die im Jahresabschluss als
Umlaufvermögen zu aktivieren sind, darf die Ermächtigung
nur unter der Auflage übertragen werden, dass sie für den Ver-
brauch des Umlaufvermögens in Anspruch genommen wird.
Ist die Ermächtigung nicht übertragbar, kann die für die
Finanzen zuständige Behörde die Übertragbarkeit insoweit
zulassen.

(3) Soweit eine Ermächtigung, Kosten zu verursachen,
überschritten wird, ist der Fehlbetrag mit Einwilligung der für
die Finanzen zuständigen Behörde auf das nachfolgende Haus-
haltsjahr vorzutragen. Dies gilt entsprechend für die Ermäch-
tigungen, Auszahlungen für Investitionen und Darlehen zu
leisten, sowie für den Fall, dass Mindererlöse und Minderein-
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zahlungen nicht durch Minderkosten beziehungsweise Min-
derauszahlungen gedeckt werden können.

§ 48
Deckungsfähigkeit

(1) Deckungsfähige Ermächtigungen dürfen, solange sie
verfügbar sind, nach Maßgabe der Regelung im Haushaltsplan
zugunsten anderer Ermächtigungen verwendet werden. Die
für die Finanzen zuständige Behörde kann die Inan-
spruchnahme der Deckungsfähigkeit von ihrer Einwilligung
abhängig machen.

(2) Die Inanspruchnahme einer Deckungsfähigkeit nach
Absatz 1 darf die Erfüllung des Leistungszwecks der abgeben-
den Produktgruppe nicht gefährden. Dies gilt für die Investiti-
ons- und Darlehenszwecke des abgebenden Aufgabenbereichs
entsprechend.

§ 49
Kosten für Abnutzungen

Eine Ermächtigung, Kosten für Abnutzungen (Abschrei-
bungen) zu verursachen, ist in eine andere Produktgruppe
umzusetzen, wenn das Anlagevermögen, für das die Kosten
entstehen, dieser Produktgruppe zugeordnet werden soll.

§ 50
Umsetzung von Produktgruppen und Planstellen

(1) Produktgruppen, Einzahlungen und Auszahlungen für
Investitionen oder Darlehen sowie Planstellen können mit
Einwilligung der für die Finanzen zuständigen Behörde umge-
setzt werden, wenn Aufgaben auf eine andere Verwaltung über-
gehen.

(2) Eine Planstelle darf mit Einwilligung der für die Finan-
zen zuständigen Behörde in eine andere Verwaltung umgesetzt
werden, wenn dort ein unvorhergesehener und unabweisbarer
vordringlicher Personalbedarf besteht. Über den weiteren Ver-
bleib der Planstelle ist im nächsten Haushaltsplan zu bestim-
men.

(3) Bei Abordnungen können mit Einwilligung der für die
Finanzen zuständigen Behörde die Personalkosten für abge-
ordnete Beamtinnen und Beamte von der abordnenden Ver-
waltung weiter getragen werden. Das Nähere regelt die für die
Finanzen zuständige Behörde.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für andere Stellen als Plan-
stellen entsprechend.

§ 51
Wegfall- und Umwandlungsvermerke

(1) Über Planstellen, die der Haushaltsplan als „künftig
wegfallend“ bezeichnet, darf von dem Zeitpunkt an, mit dem
die Voraussetzung für den Wegfall erfüllt ist, nicht mehr ver-
fügt werden.

(2) Ist eine Planstelle ohne nähere Angabe als „künftig weg-
fallend“ bezeichnet, darf die nächste frei werdende Planstelle
derselben Besoldungsgruppe für Beamtinnen oder Beamte der-
selben Fachrichtung nicht wieder besetzt werden.

(3) Ist eine Planstelle als „künftig umzuwandeln“ bezeich-
net, gilt sie von dem Zeitpunkt an, mit dem die im Stellenplan
bezeichnete Voraussetzung erfüllt ist, als in die Stelle umge-
wandelt, die im Umwandlungsvermerk angegeben ist.

(4) Ist eine Planstelle ohne Bestimmung der Voraussetzun-
gen als „künftig umzuwandeln“ bezeichnet, gilt die nächste
frei werdende Planstelle derselben Besoldungsgruppe für

Beamtinnen oder Beamte derselben Fachrichtung im Zeit-
punkt ihres Freiwerdens als in die Stelle umgewandelt, die in
dem Umwandlungsvermerk angegeben ist.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für andere Stellen als Plan-
stellen entsprechend. Die Vermerke sind im Stellenplan nach-
richtlich auszuweisen.

§ 52

Personalwirtschaftliche Grundsätze

(1) Ein Amt darf nur zusammen mit der Einweisung in eine
besetzbare Planstelle verliehen werden.

(2) Wer als Beamtin oder Beamter befördert wird, kann mit
Wirkung vom Ersten des Monats, in dem die Ernennung wirk-
sam geworden ist, in die entsprechende, zu diesem Zeitpunkt
besetzbare Planstelle eingewiesen werden. Sie oder er kann mit
Rückwirkung von höchstens drei Monaten, zum Ersten eines
Monats, in eine besetzbare Planstelle eingewiesen werden,
wenn sie oder er während dieser Zeit die Obliegenheiten dieses
oder eines gleichwertigen Amtes wahrgenommen und die
beamtenrechtlichen Voraussetzungen für die Beförderung
erfüllt hat.

(3) Sind Planstellen mit Beamtinnen oder Beamten besetzt,
die mit ermäßigter regelmäßiger Arbeitszeit teilzeitbeschäftigt
sind, können die nicht ausgenutzten Anteile dieser Planstellen
mit weiteren Beamtinnen oder Beamten besetzt werden.
Zusammengefasste Planstellenanteile unterschiedlicher Wer-
tigkeit dürfen nur mit Beamtinnen oder Beamten besetzt wer-
den, deren Besoldungsgruppe nicht über dem Planstellenanteil
mit der niedrigsten Wertigkeit liegt.

§ 53

Leerstellen

(1) Wird eine planmäßige Beamtin oder ein planmäßiger
Beamter für mindestens sechs Monate ohne Dienstbezüge

1. zu einem anderen Dienstherrn,

2. zur Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischen-
oder überstaatlichen Einrichtung,

3. zur Verwendung für Aufgaben der Entwicklungshilfe,

4. zur Verwendung an einer deutschen Schule im Ausland,

5. zur Übernahme einer Tätigkeit, für die das Vorliegen öffent-
licher Belange anerkannt ist,

6. nach § 63 oder § 64 des Hamburgischen Beamtengesetzes
vom 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 405), zuletzt geän-
dert am 17. September 2013 (HmbGVBl. S. 389, 397), in der
jeweils geltenden Fassung oder

7. nach § 1 der Hamburgischen Elternzeitverordnung vom
7. Dezember 1999 (HmbGVBl. S. 279, 283), zuletzt geändert
am 16. März 2010 (HmbGVBl. S. 252), in der jeweils gelten-
den Fassung

beurlaubt, abgeordnet oder von der bisherigen dienstlichen
Tätigkeit freigestellt und besteht ein unabweisbares Bedürfnis,
die Planstelle neu zu besetzen, so kann der Senat im Einzelplan
des zuständigen Verwaltungszweiges Leerstellen entsprechend
der Amtsbezeichnung und Besoldungsgruppe der beurlaubten
oder abgeordneten Beamtinnen oder Beamten ausbringen.
Diese Leerstellen sind mit dem Vermerk „künftig wegfallend“
zu versehen.

(2) Endet die Beurlaubung oder Abordnung, so ist die
Beamtin oder der Beamte entsprechend ihrer oder seiner Fach-
richtung und ihrer oder seiner Stellengruppe in eine freie oder
in die nächste frei werdende Planstelle des zuständigen Ver-
waltungszweiges einzuweisen; bis zu diesem Zeitpunkt ist sie
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oder er in der Leerstelle weiterzuführen. In den Fällen des
Absatzes 1 Satz 1 Nummern 6 und 7 ist eine Wiederverwen-
dung vor Ablauf der im Einzelfall festgelegten Beurlaubungs-
zeit nur zulässig, wenn eine freie Planstelle zur Verfügung
steht.

(3) Die nach Absatz 1 ausgebrachten Leerstellen sind im
nächsten Stellenplan auszuweisen.

§ 54

Besondere Personalkosten

Personalkosten, die nicht auf Gesetz oder Tarifvertrag beru-
hen, dürfen nur verursacht werden, wenn die Verwaltung
hierzu besonders ermächtigt wurde.

§ 55

Nutzungen und Sachbezüge

Nutzungen und Sachbezüge dürfen Angehörigen des
öffentlichen Dienstes nur gegen angemessenes Entgelt gewährt
werden, soweit nicht durch Gesetz oder Tarifvertrag oder im
Haushaltsplan etwas anderes bestimmt ist. Der Senat kann für
die Benutzung von Dienstfahrzeugen Ausnahmen zulassen.
Das Nähere für die Zuweisung, Nutzung, Verwaltung und
Festsetzung des Nutzungswertes von Dienstwohnungen regelt
die für die Finanzen zuständige Behörde.

§ 56

Billigkeitsleistungen

Leistungen aus Gründen der Billigkeit dürfen nur gewährt
werden, wenn der Haushaltsplan dazu ermächtigt, entspre-
chende Kosten zu verursachen. 

§ 57

Baumaßnahmen, Beschaffungen,
Entwicklungsvorhaben

(1) Baumaßnahmen dürfen nur begonnen werden, wenn
ausführliche Entwurfszeichnungen und Kostenberechnungen
vorliegen. Die für die Finanzen zuständige Behörde kann Aus-
nahmen zulassen. In den Zeichnungen und Berechnungen darf
von den in § 19 bezeichneten Unterlagen nur insoweit abgewi-
chen werden, als die Änderung nicht erheblich ist. Ausnahmen
bedürfen der Einwilligung der für die Finanzen zuständigen
Behörde.

(2) Beschaffungen und Entwicklungsvorhaben sind ausrei-
chende Unterlagen zugrunde zu legen. Absatz 1 Sätze 3 und 4
gilt entsprechend.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind für Zuwendungen entspre-
chend anzuwenden.

(4) Ermächtigungen, Auszahlungen für Investitionen zu
leisten, dürfen erst in Anspruch genommen werden, wenn die
nach § 9 Absatz 2 für den betreffenden Aufgabenbereich ver-
antwortliche Person festgestellt hat, dass die fachliche Verant-
wortung und die Trägerschaft für die spätere Nutzung sowie
die Finanzierung der Folgekosten der Investition geregelt
sind. Sie bleibt bis zur Übernahme der fachlichen Verantwor-
tung durch einen anderen Aufgabenbereich für die Finanzie-
rung der Folgekosten verantwortlich. 

§ 58

Öffentliche Ausschreibung

(1) Dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen und
Leistungen muss eine öffentliche Ausschreibung vorausgehen,

sofern nicht die Natur des Geschäfts oder besondere Umstände
eine Ausnahme rechtfertigen.

(2) Beim Abschluss von Verträgen soll nach einheitlichen
Richtlinien verfahren werden.

§ 59

Vorleistungen

(1) Leistungen der Freien und Hansestadt Hamburg vor
Empfang der Gegenleistung (Vorleistungen) dürfen nur ver-
einbart oder bewirkt werden, wenn dies allgemein üblich oder
durch besondere Umstände gerechtfertigt ist.

(2) Werden Zahlungen vor Fälligkeit an die Freie und Han-
sestadt Hamburg entrichtet, kann mit Einwilligung der für die
Finanzen zuständigen Behörde ein angemessener Abzug
gewährt werden. 

§ 60

Verträge mit Angehörigen des öffentlichen Dienstes

Zwischen Angehörigen des öffentlichen Dienstes und ihrer
Dienststelle dürfen Verträge nur mit Einwilligung der Behör-
denleitung abgeschlossen werden. Diese Befugnis kann die
Behördenleitung auf nachgeordnete Dienststellen übertragen.
Satz 1 gilt nicht bei öffentlichen Ausschreibungen und Verstei-
gerungen sowie in Fällen, für die allgemein Entgelte festge-
setzt sind.

§ 61

Änderung von Verträgen, Vergleiche

(1) Verträge dürfen zum Nachteil der Freien und Hanse-
stadt Hamburg nur in besonders begründeten Ausnahmefällen
aufgehoben oder geändert werden. Vergleiche dürfen nur abge-
schlossen werden, wenn dies zweckmäßig und wirtschaftlich
ist.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Einwilligung
der für die Finanzen zuständigen Behörde, soweit sie nicht
darauf verzichtet.

§ 62

Veränderung von Ansprüchen

(1) Ansprüche dürfen nur 

1. gestundet werden, wenn die sofortige Einziehung mit
erheblichen Härten für die Anspruchsgegnerin oder den
Anspruchsgegner verbunden wäre und der Anspruch durch
die Stundung nicht gefährdet wird; die Stundung soll gegen
angemessene Verzinsung und in der Regel nur gegen Sicher-
heitsleistung gewährt werden,

2. niedergeschlagen werden, wenn feststeht, dass die Einzie-
hung keinen Erfolg haben wird, oder wenn die Kosten der
Einziehung außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs
stehen,

3. erlassen werden, wenn die Einziehung nach Lage des ein-
zelnen Falles für die Anspruchsgegnerin oder den
Anspruchsgegner eine besondere Härte bedeuten würde;
das Gleiche gilt für die Erstattung oder Anrechnung von
geleisteten Beträgen und für die Freigabe von Sicherheiten. 

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Einwilligung
der für die Finanzen zuständigen Behörde, soweit sie nicht
darauf verzichtet.

(3) Andere Regelungen in Rechtsvorschriften bleiben
unberührt.
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§ 63

Erwerb und Veräußerung von
Vermögensgegenständen

(1) Vermögensgegenstände dürfen nur erworben werden,
soweit sie zur Erfüllung der staatlichen Aufgaben in abseh-
barer Zeit erforderlich sind. Dies gilt nicht für Grundstücke
und Beteiligungen.

(2) Vermögensgegenstände dürfen nur veräußert werden,
wenn sie zur Erfüllung der staatlichen Aufgaben in absehbarer
Zeit nicht benötigt werden oder eine Nutzung der Vermögens-
gegenstände auch nach Veräußerung gesichert werden kann
und dadurch die Aufgaben der Freien und Hansestadt Ham-
burg wirtschaftlicher erfüllt werden können.

(3) Vermögensgegenstände dürfen nur zum Verkehrswert
veräußert werden. Ausnahmen können im Haushaltsplan,
durch Gesetz, auf Grund eines Gesetzes oder im Einzelfall mit
Zustimmung der Bürgerschaft zugelassen werden.

(4) Ist der Wert gering oder besteht ein dringendes staat-
liches Interesse, so kann die für die Finanzen zuständige
Behörde bei Gegenständen, deren Veräußerung zum regel-
mäßigen Gang der Verwaltung gehört, Ausnahmen zulassen.

(5) Für die Überlassung der Nutzung eines Vermögens-
gegenstandes gelten die Absätze 2 bis 4 entsprechend.

§ 64

Grundstücke

(1) Grundstücke dürfen nur mit Einwilligung der für die
Finanzen zuständigen Behörde erworben oder veräußert wer-
den.

(2) Für zu erwerbende oder zu veräußernde Grundstücke
ist eine Wertermittlung aufzustellen.

(3) Dingliche Rechte an Grundstücken sollen nur gegen
angemessenes Entgelt bestellt werden. Werden im Rahmen der
Veräußerung von Grundstücken oder Erbbaurechten Grund-
pfandrechte bestellt, kann von einer Entgelterhebung abgese-
hen werden. Die Bestellung bedarf der Einwilligung der für die
Finanzen zuständigen Behörde.

(4) Beim Erwerb von Grundstücken können Hypotheken,
Grund- und Rentenschulden unter Anrechnung auf den Kauf-
preis übernommen werden.

§ 65

Beteiligung an privatrechtlichen Unternehmen

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg soll sich, außer in
den Fällen des Absatzes 4, an der Gründung eines Unterneh-
mens in einer Rechtsform des privaten Rechts oder an einem
bestehenden Unternehmen in einer solchen Rechtsform nur
beteiligen, wenn 

1. ein wichtiges staatliches Interesse vorliegt und sich der
angestrebte Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf
andere Weise erreichen lässt,

2. ihre Einzahlungsverpflichtung auf einen bestimmten
Betrag begrenzt ist,

3. ihr ein angemessener Einfluss, insbesondere im Aufsichts-
rat oder in einem entsprechenden Überwachungsorgan, ein-
geräumt wird und

4. gewährleistet ist, dass der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt, soweit nicht weitergehende gesetzliche Vorschriften
gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen,

in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten
Buchs des Handelsgesetzbuchs für große Kapitalgesell-
schaften aufgestellt und geprüft werden. 

(2) Bevor die Freie und Hansestadt Hamburg Anteile an
einem Unternehmen erwirbt, ihre Beteiligung erhöht oder sie
ganz oder zum Teil veräußert, ist die Einwilligung der für die
Finanzen zuständigen Behörde einzuholen. Entsprechendes
gilt bei Änderung des Nennkapitals oder des Gegenstandes des
Unternehmens oder bei einer Änderung des staatlichen Ein-
flusses.

(3) Die zuständige Behörde soll darauf hinwirken, dass ein
Unternehmen, an dem die Freie und Hansestadt Hamburg
unmittelbar oder mittelbar mit Mehrheit beteiligt ist, nur mit
ihrer Zustimmung eine Beteiligung von mehr als dem fünften
Teil der Anteile eines anderen Unternehmens erwirbt, eine
solche Beteiligung erhöht oder sie ganz oder zum Teil ver-
äußert. Die Grundsätze des Absatzes 1 Nummern 3 und 4
sowie des Absatzes 2 Satz 2 gelten entsprechend.

(4) An einer Genossenschaft soll sich die Freie und Hanse-
stadt Hamburg nur beteiligen, wenn die Haftpflicht der Mit-
glieder für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft dieser
gegenüber im Voraus auf eine bestimmte Summe beschränkt
ist.

(5) Die zuständige Behörde soll darauf hinwirken, dass in
Unternehmen, an denen die Freie und Hansestadt Hamburg
unmittelbar oder mittelbar mit Mehrheit beteiligt ist, einheit-
liche Bewertungs- und Bilanzierungsstandards zugrunde ge-
legt werden, die von der für die Finanzen zuständigen Behörde
erarbeitet werden.

(6) Die auf Veranlassung der Freien und Hansestadt Ham-
burg gewählten oder entsandten Mitglieder der Aufsichtsor-
gane der Unternehmen haben bei ihrer Tätigkeit auch die
besonderen Interessen der Freien und Hansestadt Hamburg zu
berücksichtigen und die zur Wahrnehmung der Aufgabe der
Beteiligungsverwaltung erforderlichen Berichte der zuständi-
gen Behörde zu erstatten.

§ 66

Unmittelbare Unterrichtung des Rechnungshofs
bei Mehrheitsbeteiligungen

Besteht eine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des § 53 des
Haushaltsgrundsätzegesetzes, so hat die zuständige Behörde
darauf hinzuwirken, dass dem Rechnungshof die in § 54 des
Haushaltsgrundsätzegesetzes bestimmten Befugnisse einge-
räumt werden.

§ 67

Prüfungsrecht durch Vereinbarung

Besteht keine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des § 53 des
Haushaltsgrundsätzegesetzes, so soll die zuständige Behörde,
soweit das staatliche Interesse dies erfordert, bei Unterneh-
men, die nicht Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaf-
ten auf Aktien oder Genossenschaften sind, darauf hinwirken,
dass der Freien und Hansestadt Hamburg in der Satzung oder
im Gesellschaftsvertrag die Befugnisse nach den §§ 53 und 54
des Haushaltsgrundsätzegesetzes eingeräumt werden. Bei mit-
telbaren Beteiligungen gilt dies nur, wenn die Beteiligung den
fünften Teil der Anteile übersteigt und einem Unternehmen
zusteht, an dem die Freie und Hansestadt Hamburg allein oder
zusammen mit anderen Gebietskörperschaften mit Mehrheit
im Sinne des § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes beteiligt
ist.
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§ 68
Rechte gegenüber privatrechtlichen Unternehmen

(1) Die Rechte nach § 53 Absatz 1 des Haushaltsgrundsätze-
gesetzes übt die für die Beteiligung zuständige Behörde aus.
Bei der Wahl oder Bestellung der Prüferinnen und Prüfer nach
§ 53 Absatz 1 Nummer 1 des Haushaltsgrundsätzegesetzes übt
die für die Finanzen zuständige Behörde die Rechte der Freien
und Hansestadt Hamburg im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof aus.

(2) Ein Verzicht auf die Ausübung der Rechte des § 53
Absatz 1 des Haushaltsgrundsätzegesetzes kann nur im Ein-
vernehmen mit dem Rechnungshof erklärt werden.

§ 69
Übersendung von Prüfungsberichten und anderen Unterlagen

an den Rechnungshof

(1) Die für die Beteiligung zuständige Behörde übersendet
dem Rechnungshof innerhalb von drei Monaten nach der
Haupt- oder Gesellschaftsversammlung, die den Jahres-
abschluss für das abgelaufene Geschäftsjahr entgegennimmt
oder festzustellen hat,
1. die Unterlagen, die der Freien und Hansestadt Hamburg als

Aktionärin oder Gesellschafterin zugänglich sind,
2. die Berichte, welche die auf ihre Veranlassung gewählten

oder entsandten Mitglieder des Überwachungsorgans unter
Beifügung aller ihnen über das Unternehmen zur Verfü-
gung stehenden Unterlagen zu erstatten haben, und

3. die ihr nach § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes und nach
§ 67 zu übersendenden Prüfungsberichte.

Sie teilt dabei das Ergebnis ihrer Prüfung mit.

(2) Der Rechnungshof kann auf die Übersendung der
Unterlagen nach Absatz 1 verzichten.

Teil IV
Zahlungen, Buchführung, Berichtswesen

und Rechnungslegung

§ 70
Zahlungen

Zahlungen dürfen nur von Kassen und Zahlstellen ange-
nommen und geleistet werden. Die Anordnung der Zahlung
ist durch die zuständige Behörde oder die von ihr ermächtigte
Dienststelle schriftlich oder elektronisch zu treffen. Die für die
Finanzen zuständige Behörde kann Ausnahmen zulassen. 

§ 71
Buchführung, Belege, Kontierungsrichtlinie

(1) Die für die Finanzen zuständige Behörde trägt die
Gesamtverantwortung für die Buchführung der Freien und
Hansestadt Hamburg. § 36 bleibt unberührt. Sie regelt 
1. die Einrichtung und den Zuständigkeitsbereich der für

Zahlungen und Buchungen zuständigen Stellen im Beneh-
men mit der zuständigen Behörde,

2. das Verwaltungsverfahren und das Kontrollsystem sowie
3. die Einrichtung der Bücher und Belege im Einvernehmen

mit dem Rechnungshof.
(2) Alle Erlöse, Kosten, Bestände, Einzahlungen und Aus-

zahlungen sind auf Konten zu buchen, die nach den Verwal-
tungsvorschriften über die Gruppierung der Erlöse, Kosten,
Bestände, Einzahlungen und Auszahlungen (Kontierungs-
richtlinie) einzurichten sind.

(3) Die Bücher sind monatlich abzuschließen. Die für die
Finanzen zuständige Behörde bestimmt den Zeitpunkt des
Abschlusses. Nach dem Abschluss der Bücher darf für den
abgelaufenen Zeitraum nicht mehr gebucht werden.

(4) Die für die Finanzen zuständige Behörde kann im Ein-
vernehmen mit dem Rechnungshof Vereinfachungen für die
Buchführung und die Belegung der Buchungen allgemein und
im Einzelfall anordnen oder zulassen.

§ 72

Kassensicherheit

Wer Anordnungen im Sinne des § 70 trifft oder an ihnen
verantwortlich mitwirkt, darf an Zahlungen oder Buchungen
nicht beteiligt sein. Die für die Finanzen zuständige Behörde
kann Ausnahmen zulassen, wenn die Kassensicherheit auf
andere Weise gewährleistet bleibt.

§ 73

Unvermutete Prüfungen

Für Zahlungen zuständige Stellen sind mindestens jähr-
lich, für die Verwaltung von Vorräten zuständige Stellen min-
destens alle zwei Jahre unvermutet zu prüfen. Die für die
Finanzen zuständige Behörde kann Ausnahmen zulassen.

§ 74

Kassen

Kassen der Freien und Hansestadt Hamburg sind nach
dem Grundsatz der Einheitskassen aufgebaut. Die Landes-
hauptkasse nimmt die Aufgaben der Zentralkasse wahr.

§ 75

Berichtswesen

Die Behörden haben der für die Finanzen zuständigen
Behörde regelmäßig über die Entwicklung der Aufgabenberei-
che schriftlich zu berichten. Die für die Finanzen zuständige
Behörde kann die Berichte im Benehmen mit den beteiligten
Behörden ändern und ergänzen; ihr sind die erforderlichen
Auskünfte zu erteilen. Sie fasst die Berichte der einzelnen
Behörden zu den Berichten nach § 10 Absatz 3 zusammen.
Abweichungen von den Berichten der Präsidentin oder des
Präsidenten der Bürgerschaft, des Verfassungsgerichts und des
Rechnungshofs sind von der für die Finanzen zuständigen
Behörde dem Senat mitzuteilen, soweit den Änderungen nicht
zugestimmt worden ist.

§ 76

Rechnungslegung

(1) Für jedes Haushaltsjahr ist auf der Grundlage der abge-
schlossenen Bücher Rechnung zu legen. Die für die Finanzen
zuständige Behörde kann im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof bestimmen, dass für einen anderen Zeitraum Rech-
nung zu legen ist.

(2) Auf der Grundlage der abgeschlossenen Bücher stellt
die für die Finanzen zuständige Behörde für jedes Haushalts-
jahr die Haushaltsrechnung und die Konzernrechnung auf.

§ 77

Bestandteile und Gliederung der Haushaltsrechnung

(1) Die Haushaltsrechnung besteht aus den Abrechnungen
der Teilpläne, der Einzelpläne und des Gesamtplans sowie aus
dem Lagebericht. 
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(2) Die Abrechnung eines Teilplans enthält 
1. die Ergebnisrechnungen der Produktgruppen, in denen

jeweils die erzielten Erlöse und entstandenen Kosten sowie
Art und Umfang der erbrachten Leistungen abgerechnet
werden,

2. für die Investitionen und Darlehen die jeweils erhaltenen
Einzahlungen und geleisteten Auszahlungen,

3. eine Ergebnisrechnung, in der die erzielten Erlöse und ent-
standenen Kosten aller Produktgruppen des Aufgabenbe-
reichs zusammenzufassen sind (Ergebnisrechnung des Auf-
gabenbereichs) sowie

4. eine doppische Finanzrechnung, in der die erhaltenen Ein-
zahlungen und geleisteten Auszahlungen für den Aufgaben-
bereich abgerechnet werden (doppische Finanzrechnung
des Aufgabenbereichs).

(3) Die Abrechnung eines Einzelplans enthält
1. die Ergebnisrechnung des Verwaltungszweigs und
2. die doppische Finanzrechnung des Verwaltungszweigs.

(4) Die Abrechnung des Gesamtplans (Jahresabschluss)
enthält
1. die Ergebnisrechnung der Freien und Hansestadt Hamburg

(Gesamtergebnisrechnung),
2. die doppische Finanzrechnung der Freien und Hansestadt

Hamburg (doppische Gesamtfinanzrechnung),
3. die Bilanz und
4. den Anhang.

(5) Der Haushaltsrechnung werden als Anlagen beigefügt
1. die Abrechnungen der Wirtschaftspläne der Einrichtungen

nach § 26 Absatz 1, 
2. eine Übersicht über die über- und außerplanmäßigen

Kosten und die über- und außerplanmäßigen Auszahlungen
für Investitionen und Darlehen jeweils einschließlich der
Vorgriffe und ihre Begründung und

3. eine Übersicht über die den Haushalt in Einzahlungen und
Auszahlungen durchlaufenden Posten.

Die Jahresabschlüsse und Lageberichte der Einrichtungen
nach § 26 Absatz 1 sind der Bürgerschaft zugänglich zu
machen. 

§ 78
Bestandteile und Gliederung der Konzernrechnung

(1) Die Konzernrechnung besteht aus dem Konzern-
abschluss und dem Konzernlagebericht.

(2) Der Konzernabschluss ist eine konsolidierte Zusam-
menfassung der Abrechnung des Gesamtplans (Jahresab-
schluss) und der Jahresabschlüsse der zu konsolidierenden
Organisationen.

(3) Der Konzernabschluss besteht aus
1. der Konzernbilanz,
2. der Konzernergebnisrechnung,
3. der Kapitalflussrechnung,
4. dem Konzernanhang sowie
5. dem Eigenkapitalspiegel.

§ 79
Ermächtigungsvortrag, Ermächtigungsvorbelastung,

Überschuss, Fehlbetrag

(1) Für die Summe der Ermächtigungen, Kosten zu verur-
sachen, die nach § 47 Absatz 2 auf das nachfolgende Haushalts-

jahr übertragen werden, ist ein besonderer bilanzieller
Ermächtigungsvortrag zu bilden. Für die Summe der Fehl-
beträge nach § 47 Absatz 3 Satz 1 ist eine besondere bilanzielle
Ermächtigungsvorbelastung zu bilden. Der Vortrag und die
Vorbelastung sind im Folgejahr aufzulösen.

(2) In den Erläuterungen der doppischen Finanzrechnun-
gen der Teilpläne sind die übertragenen Ermächtigungen, Aus-
zahlungen für Investitionen und Darlehen zu leisten, darzu-
stellen. Auf die fortbestehenden Ermächtigungen nach § 28
Absatz 4 ist hinzuweisen.

(3) Übersteigen die Steuererträge den nach § 27 Absatz 2 für
das Haushaltsjahr festgestellten Trendwert, sind sie insoweit
einer Konjunkturposition zuzuführen. Liegen die Steuerer-
träge unterhalb dieses Trendwerts reduziert der daraus resul-
tierende Differenzbetrag die Konjunkturrücklage oder es wird,
soweit diese nicht vorhanden oder auskömmlich ist, eine kon-
junkturell bedingte bilanzielle Vorbelastung gebildet.

(4) Soweit auf Grund eines Gesetzes nach § 27 Absatz 3
Nummer 3 ein Fehlbetrag entsteht, darf in dessen Höhe eine
notsituationsbedingte bilanzielle Vorbelastung gebildet wer-
den.

(5) Ergibt sich aus den Erträgen und Aufwendungen, den
Maßnahmen nach den Absätzen 1, 3 und 4 sowie dem Aus-
gleich notsituationsbedingter bilanzieller Vorbelastungen
gemäß § 27 Absatz 3 Nummer 3 in der Gesamtergebnisrech-
nung ein positiver Saldo, ist dieser der allgemeinen Rücklage
zuzuführen.

(6) Die Ermächtigung nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 in Ver-
bindung mit § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 darf nur insoweit
in Anspruch genommen werden, als die Steuererträge unter-
halb des sich nach § 27 Absatz 2 für das Haushaltsjahr
ergebenden Trendwerts liegen.

§ 80
Übermittlung der Haushaltsrechnung

und der Konzernrechnung

(1) Über die Haushaltsrechnung und die Konzernrechnung
beschließt der Senat in der Regel so rechtzeitig im nächsten
Rechnungsjahr, dass sie der Bürgerschaft zusammen mit den
Vermerken über die Bestätigung des Rechnungshofs nach § 89
Absatz 3 zur ersten Sitzung im September zugeleitet werden
können. Die für die Finanzen zuständige Behörde kann
bestimmen, dass diese Rechnungen zu einem späteren Zeit-
punkt vorgelegt werden. Der für den Haushalt zuständige Aus-
schuss der Bürgerschaft ist darüber unverzüglich zu informie-
ren.

(2) Der Senat übersendet dem Rechnungshof mit der Vor-
lage des Jahresabschlusses und des Lageberichts sowie des
Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts die Bestäti-
gung, dass die dafür vorgelegten Unterlagen und Nachweise
vollständig und richtig sind.

Teil V
Überwachung der Haushalts- und

Wirtschaftsführung

§ 81 
Aufgaben des Rechnungshofs

(1) Der Rechnungshof überwacht die gesamte Haushalts-
und Wirtschaftsführung der Freien und Hansestadt Hamburg
einschließlich ihrer Sondervermögen und Landesbetriebe. 

(2) Der Rechnungshof kann auf Grund von Prüfungserfah-
rungen die Bürgerschaft, den Senat und den Präses der Finanz-
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behörde beraten. Soweit der Rechnungshof die Bürgerschaft
schriftlich berät, unterrichtet er gleichzeitig den Senat. Soweit
der Rechnungshof den Senat oder den Präses der Finanz-
behörde schriftlich berät, unterrichtet er gleichzeitig die Bür-
gerschaft. 

(3) Die Bürgerschaft, der Senat oder der Präses der Finanz-
behörde kann den Rechnungshof ersuchen, sich auf Grund
von Prüfungserfahrungen gutachtlich zu äußern. In bedeutsa-
men Einzelfällen können sie oder ein Fünftel der Mitglieder
der Bürgerschaft ein Prüfungs- und Berichtsersuchen an den
Rechnungshof richten. Die Bürgerschaft oder ein Fünftel ihrer
Mitglieder kann ein Prüfungs- und Berichtsersuchen zu den
finanziellen Auswirkungen des Anliegens einer Volksinitiative
an den Rechnungshof richten. Der Rechnungshof entscheidet
unabhängig, ob er dem Ersuchen entspricht. Absatz 2 Sätze 2
und 3 gilt entsprechend.

§ 82

Gegenstände der Prüfung

(1) Der Rechnungshof prüft im Rahmen seiner Überwa-
chung der Haushalts- und Wirtschaftsführung insbesondere 

1. die Erlöse und Kosten sowie die Einzahlungen, Auszahlun-
gen und Verpflichtungen zur Leistung von Auszahlungen
sowie Art und Umfang der erbrachten Leistungen und die
dafür eingesetzten Ressourcen,

2. die Haushaltsrechnung, insbesondere den Jahresabschluss
und den Lagebericht,

3. den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht sowie 

4. Maßnahmen, die sich finanziell auswirken können.

(2) Der Rechnungshof kann nach seinem Ermessen die
Prüfung beschränken und Rechnungen ungeprüft lassen.

§ 83

Maßstäbe der Prüfung

Die Prüfung erstreckt sich auf die Einhaltung der für die
Haushalts- und Wirtschaftsführung geltenden Vorschriften
und Grundsätze, insbesondere darauf, ob 

1. der Haushaltsbeschluss und der Haushaltsplan eingehalten
worden sind,

2. die Einzahlungen und Auszahlungen sowie die Erlöse und
Kosten begründet und belegt sind,

3. die Buchführung, der Jahresabschluss sowie der Konzern-
abschluss den Grundsätzen der staatlichen Doppik entspre-
chen,

4. der Lagebericht mit dem Jahresabschluss und der Konzern-
lagebericht mit dem Konzernabschluss in Einklang stehen,
der Lagebericht und der Konzernlagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage des Haushalts beziehungs-
weise des Konzerns vermitteln sowie dabei die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dargestellt
sind,

5. wirtschaftlich und sparsam verfahren wird, 

6. die Aufgabe mit geringerem Personal- oder Sachaufwand
oder auf andere Weise wirksamer erfüllt werden kann. 

§ 84

Prüfung bei Stellen außerhalb der Verwaltung

(1) Der Rechnungshof ist berechtigt, bei Stellen außerhalb
der Verwaltung zu prüfen, wenn sie 

1. Teile des Haushaltsplans ausführen oder von der Freien und
Hansestadt Hamburg Ersatz von Aufwendungen erhalten, 

2. Ermächtigungen des Haushaltsplans oder Vermögensge-
genstände der Freien und Hansestadt Hamburg bewirt-
schaften beziehungsweise verwalten oder 

3. von der Freien und Hansestadt Hamburg Zuwendungen
erhalten.

Leiten diese Stellen die Mittel an Dritte weiter, so kann der
Rechnungshof auch bei diesen prüfen. 

(2) Die Prüfung erstreckt sich auf die bestimmungsgemäße
und wirtschaftliche Verwaltung und Verwendung. Bei Zuwen-
dungen kann sie sich auch auf die sonstige Haushalts- und
Wirtschaftsführung der Empfängerin oder des Empfängers
erstrecken, soweit es der Rechnungshof für seine Prüfung für
notwendig hält. 

(3) Bei der Gewährung von Darlehen sowie bei der Über-
nahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewähr-
leistungen kann der Rechnungshof bei den Beteiligten prüfen,
ob sie ausreichende Vorkehrungen gegen Nachteile für die
Freie und Hansestadt Hamburg getroffen oder ob die Voraus-
setzungen für eine Inanspruchnahme der Freien und Hanse-
stadt Hamburg vorgelegen haben.

§ 85

Überwachung staatlicher Betätigung
bei privatrechtlichen Unternehmen

(1) Der Rechnungshof überwacht die Betätigung der Freien
und Hansestadt Hamburg bei Unternehmen in einer Rechts-
form des privaten Rechts, an denen sie unmittelbar oder mit-
telbar beteiligt ist, unter Beachtung kaufmännischer Grund-
sätze. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend bei Genossenschaften, in
denen die Freie und Hansestadt Hamburg Mitglied ist.

§ 86

Gemeinsame Prüfung

Ist für die Prüfung sowohl der Rechnungshof als auch der
Bundesrechnungshof oder der Rechnungshof eines anderen
Landes zuständig, so soll gemeinsam geprüft werden. Der
Rechnungshof kann mit dem Bundesrechnungshof und den
Rechnungshöfen anderer Länder die Übertragung oder die
Übernahme von Prüfungsaufgaben vereinbaren.

§ 87

Zeit und Art der Prüfung

(1) Der Rechnungshof bestimmt Zeit und Art der Prüfung
und lässt erforderliche örtliche Erhebungen durch Beauftragte
vornehmen. 

(2) Der Rechnungshof kann Sachverständige hinzuziehen.

§ 88

Vorlage- und Auskunftspflichten

(1) Unterlagen, die der Rechnungshof zur Erfüllung seiner
Aufgaben für erforderlich hält, sind ihm auf Verlangen inner-
halb einer von ihm zu bestimmenden Frist zu übersenden oder
seinen Beauftragten vorzulegen. Der Rechnungshof kann alle
Nachweise, die für eine Prüfung der Abschlüsse, des Lage-
berichts und des Konzernlageberichts notwendig sind, ver-
langen.

(2) Dem Rechnungshof und seinen Beauftragten sind die
erbetenen Auskünfte zu erteilen.
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(3) Die Vorlage- und Auskunftspflichten nach den Absät-
zen 1 und 2 bestehen auch, soweit für die Übermittlung,
einschließlich eines automatisierten Abrufs, nach anderen
Bestimmungen eine besondere Rechtsvorschrift erforderlich
ist. Der Rechnungshof trifft die Entscheidung über sein Ver-
fahren beim automatisierten Abruf entsprechend § 11 Absatz 2
Sätze 2 bis 6 und § 11 Absatz 5 des Hamburgischen Daten-
schutzgesetzes vom 5. Juli 1990 (HmbGVBl. S. 133, 165, 226),
zuletzt geändert am 5. April 2013 (HmbGVBl. S. 148, 155), in
der jeweils geltenden Fassung.

§ 89 

Prüfungsergebnis

(1) Der Rechnungshof teilt das Prüfungsergebnis den
zuständigen Stellen zur Äußerung innerhalb einer von ihm zu
bestimmenden Frist mit. Er kann es auch anderen Stellen mit-
teilen, soweit er dies aus besonderen Gründen für erforderlich
hält.

(2) Prüfungsergebnisse von grundsätzlicher oder erheb-
licher finanzieller Bedeutung teilt der Rechnungshof auch der
für die Finanzen zuständigen Behörde mit.

(3) Das Prüfungsergebnis zum Jahresabschluss, zum Kon-
zernabschluss, zum Lagebericht und zum Konzernlagebericht
fasst der Rechnungshof in Bestätigungsvermerken zusammen,
die auch eingeschränkt erteilt oder versagt werden können.
Aus den Vermerken muss sich ergeben, ob der Jahresabschluss
und der Konzernabschluss unter Beachtung der Grundsätze
der staatlichen Doppik ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
vermitteln, ob der Lagebericht und der Konzernlagebericht im
Einklang mit dem Jahresabschluss und dem Konzernabschluss
stehen und ob der Lagebericht und der Konzernlagebericht
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Haushalts
beziehungsweise des Konzerns vermitteln. Dabei ist auch dar-
auf einzugehen, ob die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dargestellt sind. 

(4) Der Rechnungshof ist zu hören, wenn die Verwaltung
Ansprüche, die in Prüfungsmitteilungen erörtert worden sind,
nicht verfolgen will. Er kann auf die Anhörung verzichten.

§ 90

Jahresbericht

(1) Der Rechnungshof fasst das Ergebnis seiner Prüfungen,
soweit es für die Entlastung des Senats von Bedeutung sein
kann, jährlich in einem Bericht zusammen, den er der Bürger-
schaft und dem Senat zuleitet.

(2) In dem Bericht ist insbesondere mitzuteilen, 

1. ob Einzahlungen und Auszahlungen sowie Erlöse und
Kosten begründet und belegt sind, 

2. in welchen Fällen von Bedeutung die für die Haushalts- und
Wirtschaftsführung geltenden Vorschriften und Grund-
sätze nicht beachtet worden sind, 

3. welche wesentlichen Beanstandungen sich aus der Prüfung
der Betätigung bei Unternehmen mit eigener Rechtspersön-
lichkeit ergeben haben und 

4. welche Maßnahmen für die Zukunft empfohlen werden. 

(3) In den Bericht können Feststellungen auch über spätere
oder frühere Haushaltsjahre aufgenommen werden. 

(4) Geheim zu haltende Angelegenheiten werden der
Präsidentin oder dem Präsidenten der Bürgerschaft und des
Senats mitgeteilt.

§ 91
Aufforderung zum Schadenausgleich

Der Rechnungshof macht der zuständigen Stelle unverzüg-
lich Mitteilung, wenn nach seiner Auffassung ein Schaden-
ersatzanspruch geltend zu machen ist.

§ 92
Angelegenheiten von besonderer Bedeutung

Über Angelegenheiten von besonderer Bedeutung kann der
Rechnungshof die Bürgerschaft und den Senat jederzeit unter-
richten. Berichtet er der Bürgerschaft, so unterrichtet er
gleichzeitig den Senat.

§ 93
Vorprüfung

(1) Bei den Behörden werden nach Bedarf Vorprüfungs-
stellen eingerichtet. 

(2) Der Senat bestimmt im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof die Einrichtung der Vorprüfungsstellen. 

(3) Die Vorprüfungsstelle ist Teil der Behörde, bei der sie
eingerichtet ist. Sie soll der Behördenleitung unmittelbar
unterstellt werden.

(4) Die Vorprüfungsstelle unterliegt bei ihrer Prüfungs-
tätigkeit fachlich nur den Weisungen des Rechnungshofs. 

(5) Die Leiterin oder der Leiter der Vorprüfungsstelle wird
im Einvernehmen mit dem Rechnungshof, die Prüferinnen
und Prüfer werden nach Anhörung des Rechnungshofs bestellt
und abberufen. 

(6) Die Vorprüfungsstelle legt dem Rechnungshof das
Ergebnis der Vorprüfung mit den erforderlichen Bescheini-
gungen und Erläuterungen vor. 

(7) Der Rechnungshof kann zulassen, dass die Vorprüfung
beschränkt wird. 

(8) Der Senat regelt das Nähere im Einvernehmen mit dem
Rechnungshof.

§ 94
Rechnung des Rechnungshofs

Die Rechnung des Rechnungshofs wird von der Bürger-
schaft geprüft, die auch die Entlastung erteilt.

§ 95
Unterrichtung des Rechnungshofs

(1) Der Rechnungshof ist unverzüglich zu unterrichten,
wenn 
1. Verwaltungsvorschriften erlassen werden, welche die Aus-

führung des Haushaltsplans betreffen oder sich auf die Ein-
zahlungen, Auszahlungen, Erlöse oder Kosten auswirken,

2. den Haushalt berührende Verwaltungseinrichtungen oder
Landesbetriebe geschaffen, wesentlich geändert oder aufge-
löst werden, 

3. unmittelbare Beteiligungen oder mittelbare Beteiligungen
im Sinne des § 65 Absatz 3 an Unternehmen begründet,
wesentlich geändert oder aufgegeben werden, 

4. Vereinbarungen zwischen der Freien und Hansestadt Ham-
burg und Stellen außerhalb der Verwaltung oder zwischen
Behörden über die Ausführung des Haushaltsplans getrof-
fen werden oder

5. organisatorische oder sonstige Maßnahmen von erheblicher
finanzieller Tragweite getroffen werden. 
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(2) Der Rechnungshof kann sich jederzeit zu den in Ab-
satz 1 genannten Maßnahmen äußern.

§ 96
Anhörung des Rechnungshofs

(1) Der Rechnungshof ist vor dem Erlass von Verwaltungs-
vorschriften zur Durchführung dieses Gesetzes zu hören. 

(2) Zu den Verwaltungsvorschriften im Sinne des Absatzes
1 gehören auch allgemeine Dienstanweisungen über die Ver-
waltung der Kassen und Zahlstellen, über die Buchführung
und den Nachweis des Vermögens.

§ 97
Prüfung der juristischen Personen

des privaten Rechts

(1) Der Rechnungshof prüft die Haushalts- und Wirt-
schaftsführung der juristischen Personen des privaten Rechts,
wenn 
1. sie auf Grund eines Gesetzes von der Freien und Hansestadt

Hamburg Zuschüsse erhalten oder eine Garantieverpflich-
tung der Freien und Hansestadt Hamburg gesetzlich
begründet ist, 

2. sie von der Freien und Hansestadt Hamburg oder durch von
ihr bestellte Personen allein oder überwiegend verwaltet
werden,

3. mit dem Rechnungshof eine Prüfung durch ihn vereinbart
ist oder 

4. sie nicht Unternehmen sind und in ihrer Satzung mit
Zustimmung des Rechnungshofs eine Prüfung durch ihn
vorgesehen ist. 
(2) Absatz 1 ist auf die von der Freien und Hansestadt

Hamburg verwalteten Treuhandvermögen anzuwenden. 

(3) Steht der Freien und Hansestadt Hamburg vom Gewinn
eines Unternehmens, an dem sie nicht beteiligt ist, mehr als
der vierte Teil zu, so prüft der Rechnungshof den Abschluss
und die Geschäftsführung daraufhin, ob die staatlichen Inte-
ressen nach den bestehenden Bestimmungen gewahrt worden
sind.

Teil VI
Landesunmittelbare juristische Personen

des öffentlichen Rechts

§ 98
Anwendung

(1) Für landesunmittelbare juristische Personen des öffent-
lichen Rechts gelten die §§ 99 bis 105, soweit nicht durch
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes etwas anders bestimmt
ist. 

(2) Für landesunmittelbare juristische Personen des öffent-
lichen Rechts kann die zuständige Behörde im Einvernehmen
mit der für die Finanzen zuständigen Behörde und dem
Rechnungshof Ausnahmen von den in Absatz 1 bezeichneten
Vorschriften zulassen, soweit kein erhebliches finanzielles
Interesse der Freien und Hansestadt Hamburg besteht.

§ 99
Wirtschaftsführung, Rechnungswesen

Für die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen der
landesunmittelbaren juristischen Personen des öffentlichen
Rechts gelten die Vorschriften des Dritten Buchs des Handels-

gesetzbuchs sowie des Einführungsgesetzes zum Handelsge-
setzbuch vom 10. Mai 1897 (BGBl. III 4101-1), zuletzt geändert
am 4. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3746, 3747), in der jeweils gel-
tenden Fassung. Dabei sind die Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit zu beachten.

§ 100

Wirtschaftsplan

(1) Das zur Geschäftsführung berufene Organ einer lan-
desunmittelbaren juristischen Person des öffentlichen Rechts
hat vor Beginn jedes Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan
aufzustellen und dabei die Grundsätze der Notwendigkeit,
Vollständigkeit, Einheit und Fälligkeit zu beachten. 

(2) Hat die juristische Person neben dem zur Geschäfts-
führung berufenen Organ ein besonderes Beschlussorgan, das
in wichtigen Verwaltungsangelegenheiten zu entscheiden oder
zuzustimmen oder die Geschäftsführung zu überwachen hat,
so hat dieses den Wirtschaftsplan festzustellen. Das zur
Geschäftsführung berufene Organ hat dem Beschlussorgan
vorzulegen.

§ 101

Umlagen, Beiträge

Ist die landesunmittelbare juristische Person des öffent-
lichen Rechts berechtigt, von ihren Mitgliedern Umlagen oder
Beiträge zu erheben, so ist die Höhe der Umlagen oder der
Beiträge für das neue Wirtschaftsjahr gleichzeitig mit der
Feststellung des Wirtschaftsplans festzusetzen.

§ 102

Genehmigung des Wirtschaftsplans

Der Wirtschaftsplan und die Festsetzung der Umlagen oder
der Beiträge bedürfen bei landesunmittelbaren juristischen
Personen des öffentlichen Rechts der Genehmigung der
zuständigen Behörde. Der Wirtschaftsplan und der Beschluss
über die Festsetzung der Umlagen oder der Beiträge sind der
zuständigen Behörde bis spätestens einen Monat vor Beginn
des Wirtschaftsjahres vorzulegen. Der Wirtschaftsplan und der
Beschluss können nur gleichzeitig in Kraft treten.

§ 103

Rechnungslegung, Prüfung, Entlastung

(1) Nach Ende des Wirtschaftsjahres hat das zur Geschäfts-
führung berufene Organ der landesunmittelbaren juristischen
Person des öffentlichen Rechts einen Jahresabschluss sowie
einen Lagebericht aufzustellen. 

(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind, unbe-
schadet einer Prüfung durch den Rechnungshof nach § 104,
von der durch Gesetz oder Satzung bestimmten Stelle zu
prüfen. Die Satzungsvorschrift über die Durchführung der
Prüfung bedarf der Zustimmung der zuständigen Behörde im
Einvernehmen mit dem Rechnungshof. 

(3) Die Entlastung erteilt die zuständige Behörde. Ist ein
besonderes Beschlussorgan vorhanden, obliegt ihm die Ent-
lastung; die Entlastung bedarf dann der Genehmigung der
zuständigen Behörde.

§ 104

Überwachung durch den Rechnungshof

(1) Der Rechnungshof überwacht die Haushalts- und Wirt-
schaftsführung der landesunmittelbaren juristischen Personen
des öffentlichen Rechts. § 82 Absatz 1 Nummern 1 und 4 sowie
§§ 83 bis 92, 95 und 96 sind entsprechend anzuwenden.
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(2) Für landesunmittelbare juristische Personen des öffent-
lichen Rechts kann die zuständige Behörde im Einvernehmen
mit der für die Finanzen zuständigen Behörde und dem Rech-
nungshof Ausnahmen von Absatz 1 zulassen, soweit kein
erhebliches finanzielles Interesse der Freien und Hansestadt
Hamburg besteht. Die nach bisherigem Recht zugelassenen
Ausnahmen bleiben unberührt. 

§ 105

Sonderregelungen

(1) Auf die landesunmittelbaren Träger der gesetzlichen
Krankenversicherung, der sozialen Pflegeversicherung, der
gesetzlichen Unfallversicherung und der gesetzlichen Renten-
versicherung einschließlich der Altershilfe für Landwirte ist
nur § 104 anzuwenden, und zwar nur dann, wenn sie auf Grund
eines hamburgischen Gesetzes von der Freien und Hansestadt
Hamburg Zuschüsse erhalten oder eine Garantieverpflichtung
der Freien und Hansestadt Hamburg gesetzlich begründet ist.
Auf die Verbände der in Satz 1 genannten Sozialversicherungs-
träger ist unabhängig von ihrer Rechtsform § 104 anzuwenden,
wenn Mitglieder dieser Verbände der Überwachung durch den
Rechnungshof unterliegen. Auf sonstige Vereinigungen auf
dem Gebiet der Sozialversicherung finden die Vorschriften
dieses Gesetzes keine Anwendung. 

(2) Auf Unternehmen in der Rechtsform einer landes-
unmittelbaren juristischen Person des öffentlichen Rechts sind
unabhängig von der Höhe der Beteiligung der Freien und
Hansestadt Hamburg § 65 Absatz 1 Nummern 3 und 4 und
Absätze 2 und 3, § 68 Absatz 1 und § 69 entsprechend, § 104
unmittelbar anzuwenden. Für Unternehmen in einer Rechts-
form des privaten Rechts, an denen die in Satz 1 genannten
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar mit Mehrheit betei-
ligt sind, gelten die §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätze-
gesetzes und die §§ 65 bis 69 entsprechend.

Teil VII

Landesbetriebe, Sondervermögen

§ 106

Begriffsbestimmungen, anzuwendende Vorschriften

(1) Betriebe der Freien und Hansestadt Hamburg (Landes-
betriebe) sind rechtlich unselbständige Teile der Verwaltung
der Freien und Hansestadt Hamburg mit eigener Wirtschafts-
führung und eigenem Rechnungswesen. 

(2) Sondervermögen sind rechtlich unselbständige, abge-
sonderte Teile des Vermögens der Freien und Hansestadt Ham-
burg mit eigener Wirtschaftsführung und eigenem Rechnungs-
wesen, die durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes zur
Erfüllung bestimmter Aufgaben geschaffen werden. 

(3) Landesbetriebe und Sondervermögen stellen einen
Wirtschaftsplan auf. 

(4) Für die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen
gelten die Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetz-
buchs für große Kapitalgesellschaften sowie des Einführungs-
gesetzes zum Handelsgesetzbuch in der jeweils geltenden
Fassung. Einzelheiten zur Wirtschaftsführung sowie Bestim-
mungen über die Aufstellung der Wirtschaftspläne erlässt die
für die Finanzen zuständige Behörde. Dabei darf sie vom
Handelsrecht abweichende Regelungen treffen, soweit dies auf
Grund der Stellung der Landesbetriebe und Sondervermögen
erforderlich ist. Soweit diese Regelungen Fälle des § 71 Ab-
satz 1 Satz 3 Nummer 3 und Absatz 4 betreffen, ist das Einver-

nehmen mit dem Rechnungshof herzustellen. Leistungen aus
Gründen der Billigkeit dürfen nur gewährt werden, soweit der
Haushaltsbeschluss dazu ermächtigt.

(5) Geschäftsjahr ist das Haushaltsjahr, soweit nicht durch
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes etwas anderes bestimmt
ist. Die zuständige Behörde kann im Einvernehmen mit der
für die Finanzen zuständigen Behörde Ausnahmen zulassen.

(6) Auf die Prüfung der Jahresabschlüsse sind die Prü-
fungsgrundsätze des § 53 Absatz 1 Nummern 1 und 2 des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes entsprechend anzuwenden.

Teil VIII

Feststellung des Jahresabschlusses, Billigung
des Konzernabschlusses, Entlastung

§ 107

Feststellung des Jahresabschlusses, Billigung
des Konzernabschlusses, Entlastung

(1) Die Bürgerschaft stellt den Jahresabschluss fest und
billigt den Konzernabschluss.

(2) Auf der Grundlage der Haushaltsrechnung und der
Konzernrechnung beschließt die Bürgerschaft über die Ent-
lastung des Senats. 

(3) Der Rechnungshof berichtet unmittelbar der Bürger-
schaft und dem Senat. 

(4) Die Bürgerschaft kann den Rechnungshof zur weiteren
Aufklärung einzelner Sachverhalte auffordern.

(5) Die Bürgerschaft bestimmt einen Termin, zu dem der
Senat über die eingeleiteten Maßnahmen zu berichten hat.
Soweit Maßnahmen nicht zu dem beabsichtigten Erfolg
geführt haben, kann die Bürgerschaft die Sachverhalte wieder
aufgreifen. 

(6) Die Bürgerschaft kann bestimmte Sachverhalte aus-
drücklich missbilligen.

Teil IX

Schlussbestimmungen

§ 108

Öffentlich-rechtliche Dienst- oder Amtsverhältnisse 

(1) Vorschriften dieses Gesetzes für Beamtinnen und
Beamte sind auf andere öffentlich-rechtliche Dienst- oder
Amtsverhältnisse entsprechend anzuwenden. 

(2) § 53 gilt entsprechend für Richterinnen und Richter, die
zur Dienstleistung in die Verwaltung abgeordnet werden und
ihre Bezüge aus einer dort ausgebrachten Planstelle erhalten.

§ 109

Nachträgliche Zustimmung

Einer in diesem Gesetz vorgesehenen Einwilligung des
Senats oder der für die Finanzen zuständigen Behörde bedarf
es ausnahmsweise nicht, wenn sofortiges Handeln zur Abwen-
dung einer der Freien und Hansestadt Hamburg drohenden
unmittelbar bevorstehenden Gefahr erforderlich ist, das durch
die Notlage gebotene Maß nicht überschritten wird und die
Einwilligung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann. Zu den
getroffenen Maßnahmen ist die nachträgliche Zustimmung
unverzüglich einzuholen.
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A r t i k e l  2

Änderung des Bezirksverwaltungsgesetzes

Das Bezirksverwaltungsgesetz vom 6. Juli 2006
(HmbGVBl. S. 404, 452), zuletzt geändert am 30. Oktober 2012
(HmbGVBl. S. 449, 452), wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

1.1 Hinter dem Eintrag zu § 36 wird der Eintrag „§ 36a
Vorbericht zu den Einzelplänen der Bezirksämter“ ein-
gefügt.

1.2 Der Eintrag zu § 40 erhält folgende Fassung: „§ 40 Auf-
stellungsverfahren, Mittelfristiger Finanzplan“.

2. § 36 wird wie folgt geändert:

2.1 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

2.1.1 Das Wort „Aufgabenbereichen“ wird durch die Textstelle
„einheitlichen Aufgabenbereichen und Produktgruppen,
aber ohne Leistungszweck“ ersetzt. 

2.1.2 In Nummer 1 wird das Wort „Einnahmen“ durch das
Wort „Erlöse“ ersetzt.

2.1.3 In Nummer 2 werden die Wörter „Personalausgaben für
die“ durch die Wörter „Personalkosten der“ ersetzt.

2.1.4 In Nummer 3 werden die Wörter „Ausgaben für den“
durch die Wörter „Kosten des“ und die Wörter „Aus-
gaben für die“ durch die Wörter „Kosten der“ ersetzt.

2.1.5 In Nummer 4 werden die Wörter „Betriebsausgaben und
Investitionen für die Aufgaben“ durch die Wörter
„Kosten der Leistungen“ und das Wort „und“ am Ende
durch ein Komma ersetzt.

2.1.6 In Nummer 5 werden hinter dem Wort „die“ die Wörter
„Einzahlungen und Auszahlungen für“ eingefügt und
der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt.

2.1.7 Folgende Nummer 6 wird angefügt:

„6. die Einzahlungen und Auszahlungen für Investitio-
nen und Darlehen für Aufgaben in eigener fachlicher
Zuständigkeit des Bezirksamtes.“

2.2 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) In den Teilplänen der Aufgabenbereiche der zustän-
digen Fachbehörden werden Zuweisungen an die
Bezirksämter in einer eigenen Produktgruppe ohne
Leistungen veranschlagt. Die Produktgruppe wird nach

1. Rahmenzuweisungen,

2. Zweckzuweisungen und

3. Einzelzuweisungen

gegliedert, denen jeweils ein Anteil der veranschlagten
Kosten der Produktgruppe zugeordnet wird.“

2.3 Hinter Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:

„(4) In den Teilplänen der Aufgabenbereiche der Fach-
behörden werden Auszahlungen für Investitionen oder
Darlehen ebenfalls als 

1. Rahmenzuweisungen,

2. Zweckzuweisungen und

3. Einzelzuweisungen

veranschlagt.“

2.4 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und erhält folgende
Fassung:

„(5) Die als Rahmen-, Zweck- und Einzelzuweisungen
veranschlagten Ermächtigungen, Kosten zu verursachen
oder Auszahlungen zu leisten, werden nach Beschluss-
fassung über den Haushaltsplan aus den Einzelplänen

der zuständigen Fachbehörden auf die Einzelpläne der
Bezirksämter übertragen.“ 

3. Hinter § 36 wird folgender § 36a eingefügt:
„§ 36a

Vorbericht zu den Einzelplänen
der Bezirksämter

Art und Umfang der von den Bezirksämtern zu erbrin-
genden Leistungen sind in einem Vorbericht zu den Ein-
zelplänen der Bezirksämter verbindlich festzulegen. Die
Gliederung der Produktgruppen der Bezirksämter in
Produkte, die Ziele und die Kennzahlen ergeben sich für
die Bezirksämter einheitlich aus Gesetzen, Rechtsverord-
nungen, Globalrichtlinien, Fachanweisungen oder Ent-
scheidungen des Senats. Bei der Festlegung der Kenn-
zahlenwerte sind insbesondere der Aufgabenbestand der
Bezirksämter unter Berücksichtigung der zu erwarten-
den Veränderungen und die Einwohnerzahl der Bezirke
zu berücksichtigen.“

4. § 37 wird wie folgt geändert:
4.1 In Absatz 2 werden die Wörter „in jedem Aufgaben-

bereich der Einzelpläne der Fachbehörden“ durch die
Textstelle „nach § 36 Absatz 4 und in den Produktgrup-
pen nach § 36 Absatz 3“ ersetzt und die Wörter „für
Betriebsausgaben und Investitionen“ werden gestrichen. 

4.2 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
4.2.1 In Satz 1 wird die Textstelle „nach Schlüsseln, die“ gestri-

chen und die Textstelle „mit dem Haushaltsplan-Entwurf
beschlossen werden,“ wird durch die Wörter „im Haus-
haltsplan-Entwurf“ ersetzt.

4.2.2 Hinter Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: „Das gilt bei
Nachbewilligungen entsprechend.“

4.2.3 Im neuen Satz 3 werden die Wörter „Schlüssel haben“
durch die Wörter „Verteilung hat“ ersetzt und hinter dem
Wort „insbesondere“ wird die Textstelle „an den Leis-
tungszwecken,“ eingefügt.

4.2.4 Der bisherige Satz 3 wird gestrichen.
4.3 Absätze 4 und 5 werden aufgehoben.
5. § 38 Absätze 3 und 4 wird aufgehoben.
6. In § 39 Absatz 1 werden die Wörter „für neue größere

Einzelprojekte im Sachhaushalt und für neue größere“
durch die Wörter „für Projekte und für einzeln zu ver-
anschlagende“ ersetzt. 

7. § 40 wird wie folgt geändert:
7.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Aufstellungsverfahren, Mittelfristiger Finanzplan“.
7.2 Absatz 1 wird einziger Absatz und wie folgt geändert:
7.2.1 In Satz 1 werden die Wörter „der Finanzplanung“ durch

die Wörter „des mittelfristigen Finanzplans“ ersetzt. 
7.2.2 In Satz 2 werden die Wörter „und meldet seinen Mittel-

bedarf für Rahmen-, Zweck- und Einzelzuweisungen bei
der zuständigen Fachbehörde an“ gestrichen.

7.2.3 Es werden folgende Sätze angefügt: 
„Es meldet seinen Bedarf an Rahmen-, Zweck- und Ein-
zelzuweisungen bei der zuständigen Fachbehörde an.
Dabei schlägt es Art und Umfang der von ihm zu erbrin-
genden Leistungen, die Investitions- sowie die Dar-
lehenszwecke vor.“

7.3 Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.
8. § 41 wird wie folgt geändert:
8.1 Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:
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„Die Bezirksversammlung entscheidet über die Verwen-
dung von Sondermitteln sowie über die Verwendung der
als Rahmenzuweisungen veranschlagten Ermächtigun-
gen.“

8.2 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Mehrkosten gegenüber den nach § 36 Absatz 2 und
den als Rahmenzuweisungen veranschlagten Kosten sind
jeweils durch Minderkosten im Einzelplan des Bezirks-
amtes zu decken.“

8.3 Absatz 4 wird aufgehoben.

A r t i k e l  3

Änderung des Gesetzes über einen
Versorgungsfonds für die Altersversorgung

der Abgeordneten der Bürgerschaft
der Freien und Hansestadt Hamburg

Das Gesetz über einen Versorgungsfonds für die Alters-
versorgung der Abgeordneten der Bürgerschaft der Freien und
Hansestadt Hamburg vom 17. Dezember 2002 (HmbGVBl.
S. 333), zuletzt geändert am 6. April 2010 (HmbGVBl. S. 262),
wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Absatz 1 werden die Wörter „bildet eine Rücklage
zur“ durch die Wörter „dient der“ ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

2.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Versorgungsfonds wird aus den jährlichen
Zuführungen der Freien und Hansestadt Hamburg und
den daraus erzielten Erträgen gespeist.“

2.2 In Absatz 3 Satz 5 wird die Bezeichnung „Kasse.Hamburg“
durch die Bezeichnung „Landeshauptkasse“ ersetzt. 

3. In § 4 Satz 2 werden die Wörter „internen Kosten“ durch
das Wort „Aufwendungen“ ersetzt.

4. § 6 erhält folgende Fassung:

„§ 6

Wirtschaftsplan und Jahresrechnung

Die Bürgerschaftskanzlei stellt den Wirtschaftsplan sowie
den Jahresabschluss und den Lagebericht auf.“

A r t i k e l  4

Änderung des Hamburgischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 

§ 8 Absatz 3 des Hamburgischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes vom 9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402),
zuletzt geändert am 4. Dezember 2012 (HmbGVBl. S. 510,
518), wird aufgehoben.

A r t i k e l  5

Änderung des Gebührengesetzes 

In § 21 Absatz 1 Satz 1 des Gebührengesetzes vom 5. März
1986 (HmbGVBl. S. 37), zuletzt geändert am 14. Dezember
2010 (HmbGVBl. S. 667), wird die Textstelle „§ 59 der Landes-
haushaltsordnung vom 23. Dezember 1971 mit der Änderung
vom 5. Juli 1990 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt 1971 Seite 261, 1990 Seite 143)“ durch die Textstelle
„§ 62 der Landeshaushaltsordnung vom 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503)“ ersetzt.

A r t i k e l  6

Änderung des Hamburgischen
Versorgungsrücklagegesetzes 

Das Hamburgische Versorgungsrücklagegesetz vom 30. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 266), zuletzt geändert am 6. April
2010 (HmbGVBl. S. 262), wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Satz 1 werden die Wörter „nicht rechtsfähig“ durch
die Wörter „rechtlich unselbständig“ ersetzt.

2. In § 5 Absatz 3 Satz 5 wird die Bezeichnung „Kasse.Ham-
burg“ durch die Bezeichnung „Landeshauptkasse“ ersetzt. 

3. § 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

3.1 Satz 1 erhält folgende Fassung: „Die sich gemäß § 18
Absätze 2, 3 und 4 HmbBesG durch die Verminderung der
Besoldungs- und Versorgungsauszahlungen des laufenden
Jahres und der Vorjahre ergebenden Beträge sind von den
in § 1 genannten Einrichtungen jährlich nachträglich zum
Rechnungsabschluss zu Lasten der Produktgruppen und
der Wirtschaftspläne dem Sondervermögen zuzuführen.“

3.2 In Satz 2 wird die Textstelle „aus den Ist-Ausgaben des
abgelaufenen Haushaltsjahres der in § 1 Absatz 1 genann-
ten Einrichtungen“ gestrichen.

4. § 10 erhält folgende Fassung:

„§ 10

Jahresabschluss

Die für die Finanzen zuständige Behörde stellt den
Jahresabschluss und den Lagebericht auf.“

A r t i k e l  7

Änderung des Hamburgischen
Versorgungsfondsgesetzes

Das Hamburgische Versorgungsfondsgesetz vom 19. De-
zember 2000 (HmbGVBl. S. 399), zuletzt geändert am 6. April
2010 (HmbGVBl. S. 262), wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Absatz 1 werden die Wörter „bildet eine Rücklage
zur“ durch die Wörter „dient der“ ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

2.1 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Der Versorgungsfonds wird aus den jährlichen Zuführun-
gen der Freien und Hansestadt Hamburg und den daraus
erzielten Erträgen gespeist.“

2.2 In Absatz 2 Satz 5 wird die Bezeichnung „Kasse.Hamburg“
durch die Bezeichnung „Landeshauptkasse“ ersetzt. 

3. § 4 wird wie folgt geändert:

3.1 Absatz 2 Sätze 1 bis 3 wird durch folgenden Satz ersetzt:
„Die mit der Geschäftsführung verbundenen Aufwendun-
gen werden nicht erstattet.“

3.2 In Absatz 3 wird die Bezeichnung „Kasse.Hamburg“
durch die Bezeichnung „Landeshauptkasse“ ersetzt.

4. § 6 wird aufgehoben.

5. § 7 wird § 6. 

A r t i k e l  8

Änderung des Gesetzes über das
Sondervermögen „Zusatzversorgung

der Freien und Hansestadt Hamburg“ 

Das Gesetz über das Sondervermögen „Zusatzversorgung
der Freien und Hansestadt Hamburg“ vom 14. Juli 1999
(HmbGVBl. S. 146), zuletzt geändert am 6. April 2010
(HmbGVBl. S. 262), wird wie folgt geändert:
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1. In § 2 werden die Wörter „nicht rechtsfähiges“ durch die
Wörter „rechtlich unselbständiges“ ersetzt.

2. In § 5 Absatz 3 Satz 5 wird die Bezeichnung „Kasse.Ham-
burg“ durch die Bezeichnung „Landeshauptkasse“ ersetzt.

3. In § 9 wird das Wort „Jahr“ durch das Wort „Wirtschafts-
jahr“ ersetzt.

4. § 10 erhält folgende Fassung:

„§ 10

Jahresabschluss

Die für das Personalwesen und die für die Finanzen zustän-
digen Behörden stellen den Jahresabschluss und den Lage-
bericht auf. Zuführungen und Abführungen sind getrennt
nach Einrichtungen nachzuweisen.“

A r t i k e l  9

Änderung des Hamburgischen
Krankenhausgesetzes 

Das Hamburgische Krankenhausgesetz vom 17. April 1991
(HmbGVBl. S. 127), zuletzt geändert am 19. Februar 2013
(HmbGVBl. S. 45, 46), wird wie folgt geändert:

1. In § 16 Absatz 2 Satz 2 wird die Textstelle „einschließlich
der Fördermittel nach dem Hochschulbauförderungs-
gesetz vom 1. September 1969 (BGBl. I S. 1556), zuletzt
geändert am 9. Februar 2005 (BGBl. I S. 230), in der jeweils
geltenden Fassung,“ gestrichen.

2. § 29 wird wie folgt geändert:

2.1 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Für ein Krankenhaus, dessen Träger eine landesunmittel-
bare juristische Person des öffentlichen Rechts ist, bleibt
das Prüfungsverfahren nach Teil VI der Landeshaushalts-
ordnung vom 17. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 503) in
der jeweils geltenden Fassung sowie nach dem Gesetz, das
die Errichtung der landesunmittelbaren juristischen Per-
son regelt, in der jeweils geltenden Fassung unberührt.“

2.2 Absatz 4 wird aufgehoben.

2.3 Absatz 5 wird Absatz 4.

A r t i k e l  1 0

Änderung des BNI-Gesetzes

Das BNI-Gesetz vom 14. Dezember 2007 (HmbGVBl. 2008
S. 4) wird wie folgt geändert:

1. § 15 wird wie folgt geändert:

1.1 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsge-
setzbuchs für große Kapitalgesellschaften sowie des Ein-
führungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch vom 10. Mai
1897 (BGBl. III 4101-1), zuletzt geändert am 4. Oktober
2013 (BGBl. I S. 3746, 3747), in der jeweils geltenden Fas-
sung sind anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts
anderes bestimmt ist.“

1.2 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

1.2.1 In Satz 1 wird die Textstelle „bzw.“ durch das Wort „oder“
ersetzt. 

1.2.2 In Satz 2 wird das Wort „unverzüglich“ durch die Wörter
„bis zum Ende des vierten Monats des neuen Geschäfts-
jahres der für die Finanzen zuständigen Behörde und“
ersetzt.

1.2.3 Hinter Satz 3 wird folgender Satz eingefügt:
„Soweit sich aus der Feststellung des Jahresabschlusses
Änderungen ergeben, sind diese der für die Finanzen
zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen.“

1.3 Absatz 4 wird aufgehoben.
2. § 16 wird wie folgt geändert:
2.1 In Satz 1 wird das Wort „prüft“ durch das Wort „über-

wacht“ ersetzt.
2.2 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Die §§ 99 bis 103 der Landeshaushaltsordnung vom
17. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 503) in der jeweils
geltenden Fassung sind nicht anzuwenden.“

3. § 17 Absatz 6 wird wie folgt geändert:
3.1 In Satz 2 wird die Textstelle „§§ 23 und 44“ durch die

Textstelle „§ 46“ ersetzt.
3.2 In Satz 3 wird die Textstelle „8. Juli 1985 (HmbGVBl.

S. 161), zuletzt geändert am 11. Juli 2007 (HmbGVBl.
S. 236, 238)“ durch die Textstelle „12. Januar 2010
(HmbGVBl. S. 6), geändert am 26. Januar 2010
(HmbGVBl. S. 23, 105)“ ersetzt. 

A r t i k e l  1 1
Änderung des Gesetzes

über den Hamburgischen Versorgungsfonds
– Anstalt öffentlichen Rechts –

Das Gesetz über den Hamburgischen Versorgungsfonds
– Anstalt öffentlichen Rechts – vom 11. April 1995
(HmbGVBl. S. 77), zuletzt geändert am 21. Dezember 2010
(HmbGVBl. S. 708), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:
1.1 In Absatz 3 Satz 5 und in Absatz 4 Satz 6 wird jeweils die

Bezeichnung „Kasse.Hamburg“ durch die Bezeichnung
„Landeshauptkasse“ ersetzt.

1.2 Absatz 6 wird wie folgt geändert:
1.2.1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes
(HGrG) vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), zuletzt
geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398), in der jeweils
geltenden Fassung und die §§ 65 und 67 bis 69 der Lan-
deshaushaltsordnung (LHO) vom 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fassung sind
entsprechend anzuwenden.“

1.2.2 In Satz 3 wird die Zahl „25“ durch die Zahl „20“ ersetzt
und hinter dem Wort „Rechte“ werden die Wörter „und
Pflichten“ eingefügt.

2. In § 3 Absatz 2 Satz 6 wird die Bezeichnung „Kasse.Ham-
burg“ durch die Bezeichnung „Landeshauptkasse“
ersetzt.

3. § 11 wird wie folgt geändert:
3.1 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Vorschriften des Dritten Buchs des Handels-
gesetzbuchs für große Kapitalgesellschaften sowie des
Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch vom
10. Mai 1897 (BGBl. III 4101-1), zuletzt geändert am
4. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3746, 3747), in der jeweils
geltenden Fassung sind anzuwenden, soweit in diesem
Gesetz nichts anderes bestimmt ist.“

3.2 Hinter Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:
„(3) Die Geschäftsführung hat in den ersten drei Mona-
ten des Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr
den Jahresabschluss und den Lagebericht aufzustellen
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und der Abschlussprüferin oder dem Abschlussprüfer
vorzulegen. Nach dortiger Prüfung werden der Jahresab-
schluss und der Lagebericht bis zum Ende des vierten
Monats des neues Geschäftsjahres der für die Finanzen
zuständigen Behörde und der Anstaltsträgerversamm-
lung vorgelegt.“ 

3.3 Absatz 3 wird Absatz 4.

3.4 Hinter dem neuen Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ein-
gefügt:

„(5) Soweit sich aus der Feststellung des Jahresabschlus-
ses Änderungen ergeben, sind diese der für die Finanzen
zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen.“ 

3.5 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6 und in seinem
Satz 2 werden die Wörter „in Anspruch“ durch das Wort
„wahr“ ersetzt.

4. § 14 erhält folgende Fassung:

„§ 14

Finanzkontrolle

Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
überwacht die Haushalts- und Wirtschaftsführung
gemäß § 104 LHO. Die §§ 99 bis 103 LHO sind nicht
anzuwenden.“ 

A r t i k e l  1 2

Änderung des Gesetzes
zur Errichtung der Hamburger Friedhöfe

– Anstalt öffentlichen Rechts –

Das Gesetz zur Errichtung der Hamburger Friedhöfe
– Anstalt öffentlichen Rechts – vom 8. November 1995
(HmbGVBl. S. 290), zuletzt geändert am 21. Dezember 2012
(HmbGVBl. 2013 S. 9), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

1.1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes
(HGrG) vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), zuletzt
geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398), in der jeweils
geltenden Fassung und die §§ 65 und 67 bis 69 der Landes-
haushaltsordnung (LHO) vom 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fassung sind
entsprechend anzuwenden.“

1.2 In Satz 3 wird die Zahl „25“ durch die Zahl „20“ ersetzt.

2. § 15 wird wie folgt geändert:

2.1 Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.

2.2 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsge-
setzbuchs für große Kapitalgesellschaften sowie des Ein-
führungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch vom 10. Mai
1897 (BGBl. III 4101-1), zuletzt geändert am 4. Oktober
2013 (BGBl. I S. 3746, 3747), in der jeweils geltenden
Fassung sind anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts
anderes bestimmt ist. Auf die Jahresabschlussprüfung ist
§ 53 HGrG entsprechend anzuwenden. Die Freie und
Hansestadt Hamburg nimmt die Rechte gemäß § 68 LHO
wahr.“

2.3 Hinter Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

„(3) Die Geschäftsführung hat in den ersten drei Monaten
des Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den
Jahresabschluss und den Lagebericht aufzustellen und
dem Abschlussprüfer vorzulegen. Nach dortiger Prüfung
werden der Jahresabschluss und der Lagebericht bis zum
Ende des vierten Monats des neuen Geschäftsjahres der für

die Finanzen zuständigen Behörde und dem Aufsichtsrat
vorgelegt. Soweit sich aus der Feststellung des Jahres-
abschlusses Änderungen ergeben, sind diese der für die
Finanzen zuständigen Behörde unverzüglich mitzu-
teilen.“ 

2.4 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

3. § 17 erhält folgende Fassung:

„§ 17

Finanzkontrolle

Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
überwacht die Haushalts- und Wirtschaftsführung gemäß
§ 104 LHO. Die §§ 99 bis 103 LHO sind nicht anzuwen-
den.“ 

A r t i k e l  1 3

Änderung des Hamburgischen Bodenschutzgesetzes 

§ 7 Absatz 2 des Hamburgischen Bodenschutzgesetzes vom
20. Februar 2001 (HmbGVBl. S. 27), geändert am 15. Dezem-
ber 2009 (HmbGVBl. S. 444, 446), wird wie folgt geändert:

1. Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. die für den technischen Umweltschutz zuständigen
Fachämter der Bezirksämter,“.

2. In Nummer 2 werden die Wörter „Amt für“ durch das Wort
„Landesbetrieb“ ersetzt.

3. Nummer 6 erhält folgende Fassung:

„6. mit der Wertermittlung nach § 64 Absatz 2 der Landes-
haushaltsordnung vom 17. Dezember 2013 (HmbGVBl.
S. 503) in der jeweils geltenden Fassung beauftragte
Stellen,“. 

A r t i k e l  1 4

Änderung des Stadtreinigungsgesetzes

Das Stadtreinigungsgesetz vom 9. März 1994 (HmbGVBl.
S. 79), zuletzt geändert am 15. Februar 2011 (HmbGVBl. S. 73,
75), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Absatz 6 wird wie folgt geändert:

1.1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes
(HGrG) vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), zuletzt
geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398), in der jeweils
geltenden Fassung und die §§ 65 und 67 bis 69 der Landes-
haushaltsordnung (LHO) vom 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fassung sind
entsprechend anzuwenden.“

1.2 In Satz 3 wird die Zahl „25“ durch die Zahl „20“ ersetzt.

2. § 15 wird wie folgt geändert:

2.1 Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.

2.2 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Vorschriften des Dritten Buchs des Handels-
gesetzbuchs für große Kapitalgesellschaften sowie des
Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch vom 10. Mai
1897 (BGBl. III 4101-1), zuletzt geändert am 4. Oktober
2013 (BGBl. I S. 3746, 3747), in der jeweils geltenden
Fassung sind anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts
anderes bestimmt ist. Auf die Jahresabschlussprüfung ist
§ 53 HGrG entsprechend anzuwenden. Die Freie und Han-
sestadt Hamburg nimmt die Rechte gemäß § 68 LHO
wahr.“
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2.3 Hinter Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

„(3) Die Geschäftsführung hat in den ersten drei Monaten
des Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den
Jahresabschluss und den Lagebericht aufzustellen und
dem Abschlussprüfer vorzulegen. Nach dortiger Prüfung
werden der Jahresabschluss und der Lagebericht bis zum
Ende des vierten Monats des neuen Geschäftsjahres der für
die Finanzen zuständigen Behörde und dem Aufsichtsrat
vorgelegt. Soweit sich aus der Feststellung des Jahres-
abschlusses Änderungen ergeben, sind diese der für die
Finanzen zuständigen Behörde unverzüglich mitzutei-
len.“ 

2.4 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

2.5 Der bisherige Absatz 4 wird aufgehoben.

3. § 17 erhält folgende Fassung:

„§ 17

Überwachung durch den Rechnungshof

Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
überwacht die Haushalts- und Wirtschaftsführung gemäß
§ 104 LHO.“

A r t i k e l  1 5

Änderung des Stadtentwässerungsgesetzes

Das Stadtentwässerungsgesetz vom 20. Dezember 1994
(HmbGVBl. S. 435), zuletzt geändert am 29. Januar 2013
(HmbGVBl. S. 22), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

1.1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes
(HGrG) vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), zuletzt
geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398), in der jeweils
geltenden Fassung und die §§ 65 und 67 bis 69 der Landes-
haushaltsordnung (LHO) vom 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fassung sind
entsprechend anzuwenden.“

1.2 In Satz 3 wird die Textstelle „25 vom Hundert am Stamm-
kapital“ durch die Textstelle „20 vom Hundert am Grund-
oder Stammkapital“ ersetzt.

2. In § 13 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Einnahmen“ durch
das Wort „Erträge“ ersetzt. 

3. § 15 Absätze 2 und 3 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Vorschriften des Dritten Buchs des Handels-
gesetzbuchs für große Kapitalgesellschaften sowie des Ein-
führungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch vom 10. Mai
1897 (BGBl. III 4101-1), zuletzt geändert am 4. Oktober
2013 (BGBl. I S. 3746, 3747), in der jeweils geltenden Fas-
sung sind anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts
anderes bestimmt ist. Auf die Jahresabschlussprüfung ist
§ 53 HGrG entsprechend anzuwenden. Die Freie und Han-
sestadt Hamburg nimmt die Rechte gemäß § 68 LHO
wahr.

(3) Die Geschäftsführung hat in den ersten drei Monaten
des Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den
Jahresabschluss und den Lagebericht aufzustellen und
dem Abschlussprüfer vorzulegen. Nach dortiger Prüfung
werden der Jahresabschluss und der Lagebericht bis zum
Ende des vierten Monats des neuen Geschäftsjahres der für
die Finanzen zuständigen Behörde und dem Aufsichtsrat
vorgelegt. Soweit sich aus der Feststellung des Jahres-
abschlusses Änderungen ergeben, sind diese der für die
Finanzen zuständigen Behörde unverzüglich mitzutei-
len.“ 

4. § 17 erhält folgende Fassung:

„§ 17

Überwachung durch den Rechnungshof

Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
überwacht die Haushalts- und Wirtschaftsführung gemäß
§ 104 LHO.“

A r t i k e l  1 6

Änderung des Gesetzes
über die Anstalt öffentlichen Rechts

f & w fördern und wohnen AöR

Das Gesetz über die Anstalt öffentlichen Rechts f & w
fördern und wohnen AöR in der Fassung vom 3. April 2007
(HmbGVBl. S. 107), geändert am 21. Dezember 2010
(HmbGVBl. S. 706), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

1.1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes
(HGrG) vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), zuletzt
geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398), in der jeweils
geltenden Fassung und die §§ 65 und 67 bis 69 der Lan-
deshaushaltsordnung (LHO) vom 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fassung sind
entsprechend anzuwenden.“

1.2 In Satz 3 wird die Zahl „25“ durch die Zahl „20“ ersetzt.

2. § 15 wird wie folgt geändert:

2.1 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Vorschriften des Dritten Buchs des Handels-
gesetzbuchs für große Kapitalgesellschaften sowie des
Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch vom
10. Mai 1897 (BGBl. III 4101-1), zuletzt geändert am
4. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3746, 3747), in der jeweils
geltenden Fassung sind anzuwenden, soweit in diesem
Gesetz nichts anderes bestimmt ist.“

2.2 Hinter Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

„(3) Die Geschäftsführung hat in den ersten drei Mona-
ten des Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr
den Jahresabschluss und den Lagebericht aufzustellen
und der Abschlussprüferin oder dem Abschlussprüfer
vorzulegen. Nach dortiger Prüfung werden der Jahresab-
schluss und der Lagebericht bis zum Ende des vierten
Monats des neuen Geschäftsjahres der für die Finanzen
zuständigen Behörde und dem Aufsichtsrat vorgelegt.
Der Aufsichtsrat hat bis zum Ende des sechsten Monats
den Jahresabschluss festzustellen, den Lagebericht zu
genehmigen, die Geschäftsführung zu entlasten und über
die Verwendung des Jahresergebnisses zu beschließen.
Soweit sich aus der Feststellung des Jahresabschlusses
Änderungen ergeben, sind diese der für die Finanzen
zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen.“ 

2.3 Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 4 und 5.

2.4 Der neue Absatz 4 wird wie folgt geändert:

2.4.1 In Satz 1 wird die Textstelle „findet § 53 HGrG entspre-
chend Anwendung“ durch die Textstelle „ist § 53 HGrG
entsprechend anzuwenden“ ersetzt.

2.4.2 In Satz 2 werden die Wörter „in Anspruch“ durch das
Wort „wahr“ ersetzt.

3. § 17 wird wie folgt geändert:

3.1 In Satz 1 wird das Wort „prüft“ durch das Wort „über-
wacht“ und die Textstelle „§ 111 LHO“ wird durch die
Textstelle „§ 104 LHO“ ersetzt.
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3.2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die §§ 99 bis 103 LHO sind nicht anzuwenden.“

A r t i k e l  1 7

Änderung des Hamburgischen
Hochschulgesetzes 

§ 109 Absatz 1 des Hamburgischen Hochschulgesetzes vom
18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 171), zuletzt geändert am 17. Sep-
tember 2013 (HmbGVBl. S. 389, 398), erhält folgende Fassung:

„(1) Die Hochschulen sind in ihrer Wirtschaftsführung und
ihrem Rechnungswesen eigenständig. § 106 Absätze 3 bis 6
der Landeshaushaltsordnung vom 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fassung ist ent-
sprechend anzuwenden. Der Rechnungshof der Freien und
Hansestadt Hamburg überwacht die Haushalts- und Wirt-
schaftsführung der Hochschulen. Teil V der Landeshaus-
haltsordnung ist entsprechend anzuwenden. Der Senat wird
ermächtigt, durch eine Rechtsverordnung (Hochschul-
finanzverordnung) für die staatlichen Hochschulen Ham-
burgs und die Staats- und Universitätsbibliothek Carl von
Ossietzky weitergehende Regelungen zu treffen.“

A r t i k e l  1 8

Änderung des Studierendenwerksgesetzes

Das Studierendenwerksgesetz vom 29. Juni 2005
(HmbGVBl. S. 250) wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird aufgehoben.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

2.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Betreuungsbereich, Aufgaben, Beteiligungen“.

2.2 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Studierendenwerk ist für Studierende folgender
Hochschulen zuständig:

1. Universität Hamburg,

2. Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg,

3. HafenCity Universität Hamburg – Universität für Bau-
kunst und Metropolenentwicklung,

4. Hochschule für bildende Künste Hamburg,

5. Hochschule für Musik und Theater Hamburg,

6. Technische Universität Hamburg-Harburg,

7. Bucerius Law School.“

2.3 In Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt:

„Die §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes
(HGrG) vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), zuletzt
geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398), in der jeweils
geltenden Fassung und die §§ 65 und 67 bis 69 der Landes-
haushaltsordnung (LHO) vom 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fassung sind
entsprechend anzuwenden. Beteiligt sich das Studieren-
denwerk mit mehr als 20 vom Hundert am Grund- oder
Stammkapital eines anderen Unternehmens, sind die sich
aus §§ 53 und 54 HGrG ergebenden Rechte und Pflichten
sowie die Anforderungen an die Aufstellung und Prüfung
des Jahresabschlusses gemäß § 65 Absatz 1 Nummer 4
LHO in den Gesellschaftsvertrag oder die Satzung dieses
Unternehmens aufzunehmen.“ 

3. § 11 wird wie folgt geändert:

3.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Wirtschaftsführung, Rechnungswesen, Jahresabschluss“.

3.2 Absatz 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung) wird in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs für
große Kapitalgesellschaften sowie des Einführungsgeset-
zes zum Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897 (BGBl. III
4101-1), zuletzt geändert am 4. Oktober 2013 (BGBl. I
S. 3746, 3747), in der jeweils geltenden Fassung zum
Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres aufgestellt und von
einer Wirtschaftsprüferin oder einem Wirtschaftsprüfer
geprüft. Auf die Jahresabschlussprüfung ist § 53 HGrG
entsprechend anzuwenden. Die Freie und Hansestadt
Hamburg nimmt die Rechte gemäß § 68 LHO wahr.“

4. In § 12 Absatz 2 werden die Wörter „im Haushaltsplan
festgesetzt ist“ durch die Wörter „in der Anlage zum Haus-
haltsplan nachgewiesen wird“ ersetzt.

5. Hinter § 12 wird folgender neuer § 13 eingefügt:
„§ 13
Überwachung durch den Rechnungshof
Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
überwacht die Haushalts- und Wirtschaftsführung gemäß
§ 104 LHO.“

6. Die bisherigen §§ 13 bis 16 werden §§ 14 bis 17.

A r t i k e l  1 9
Änderung des Gesetzes

zur Errichtung der Körperschaft
„Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf“

Das Gesetz zur Errichtung der Körperschaft „Universitäts-
klinikum Hamburg-Eppendorf“ vom 12. September 2001
(HmbGVBl. S. 375), zuletzt geändert am 8. Juni 2010
(HmbGVBl. S. 425), wird wie folgt geändert:

1. § 18 wird wie folgt geändert:
1.1 In Absatz 1 Satz 2 wird die Textstelle „vom 23. Dezember

1971 (HmbGVBl. 1971 S. 261, 1972 S. 10), zuletzt
geändert am 22. Dezember 1998 (HmbGVBl. S. 338),“
ersetzt durch die Textstelle „vom 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fassung“.

1.2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
1.2.1 In Nummer 2 wird das Wort „Mehrausgaben“ durch das

Wort „Mehrauszahlungen“ ersetzt. 
1.2.2 Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. Investitionen, die nach Artikel 91b des Grund-
gesetzes mitfinanzierungsfähig sind, dürfen ohne
Mitfinanzierung nur mit Zustimmung der für das
Hochschulwesen und der für die Finanzen zuständi-
gen Behörden begonnen werden.“ 

1.2.3 In Nummer 4 wird die Textstelle „§ 17 Absätze 5 und 6
und § 49 Absätze 1 und 2 LHO“ durch die Textstelle „§ 25
Absatz 1 und § 52 Absätze 1 und 2 LHO“ ersetzt. 

1.3 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Die §§ 99 bis 103 LHO sind nicht anzuwenden.“

2. § 19 wird wie folgt geändert:
2.1 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des
Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den
Jahresabschluss und den Lagebericht nach Maßgabe der
speziellen Vorschriften der für die Buchführung von
Krankenhäusern geltenden Bundesgesetze und darauf
gestützten Rechtsverordnungen in der jeweils geltenden
Fassung sowie der Bestimmungen des Hamburgischen
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Krankenhausgesetzes vom 17. April 1991 (HmbGVBl. S.
127), zuletzt geändert am 17. Dezember 2013 (HmbGVBl.
S. 503, 524), aufzustellen und der Abschlussprüferin oder
dem Abschlussprüfer vorzulegen. Die Vorschriften des
Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs für große Kapi-
talgesellschaften sowie des Einführungsgesetzes zum
Handelsgesetzbuch (EGHGB) vom 10. Mai 1897 (BGBl.
III 4101-1), zuletzt geändert am 4. Oktober 2013 (BGBl. I
S. 3746, 3747), in der jeweils geltenden Fassung sind
anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts anderes
bestimmt ist.“

2.2 In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „in Anspruch“
durch das Wort „wahr“ ersetzt. 

2.3 Hinter Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:

„(4) Nach erfolgter Prüfung sind der Jahresabschluss und
der Lagebericht bis zum Ende des vierten Monats des
neuen Geschäftsjahres der für die Finanzen zuständigen
Behörde und dem Kuratorium vorzulegen. Soweit sich
aus der Feststellung des Jahresabschlusses Änderungen
ergeben, sind diese der für die Finanzen zuständigen
Behörde unverzüglich mitzuteilen.“ 

2.4 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

3. In § 20 Satz 2 wird die Zahl „25“ durch die Zahl „20“
ersetzt.

4. In § 21 Absatz 2 werden das Wort „prüft“ durch das Wort
„überwacht“ und die Textstelle „§ 111 LHO“ durch die
Textstelle „§ 104 LHO“ ersetzt.

A r t i k e l  2 0

Änderung des Gesetzes
zur Errichtung der Körperschaft

„Akademie der Wissenschaften in Hamburg“

Das Gesetz zur Errichtung der Körperschaft „Akademie
der Wissenschaften in Hamburg“ vom 28. Dezember 2004
(HmbGVBl. S. 504) wird wie folgt geändert:

1. In § 9 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

„Das Kuratorium beschließt über die Feststellung des
Jahresabschlusses.“

2. § 11 erhält folgende Fassung:

„§ 11

Rechnungswesen, Jahresabschluss

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Die Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetz-
buchs für große Kapitalgesellschaften sowie des Ein-
führungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch vom 10. Mai
1897 (BGBl. III 4101-1), zuletzt geändert am 4. Oktober
2013 (BGBl. I S. 3746, 3747), in der jeweils geltenden Fas-
sung sind anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts
anderes bestimmt ist.

(3) Auf die Jahresabschlussprüfung ist § 53 des Haushalts-
grundsätzegesetzes vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273),
zuletzt geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398), in der
jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden. Die
Freie und Hansestadt Hamburg nimmt die Rechte gemäß
§ 68 der Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 17. Dezem-
ber 2013 (HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fas-
sung wahr.“

3. Hinter § 11 wird folgender neuer § 12 eingefügt:

„§ 12

Überwachung durch den Rechnungshof

Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
überwacht die Haushalts- und Wirtschaftsführung gemäß
§ 104 LHO.“

4. Die bisherigen §§ 12 und 13 werden §§ 13 und 14.

A r t i k e l  2 1

Änderung des Hamburgischen
Museumsstiftungsgesetzes

Das Hamburgische Museumsstiftungsgesetz vom 22. De-
zember 1998 (HmbGVBl. S. 333), zuletzt geändert am 5. April
2013 (HmbGVBl. S. 142, 147), wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht erhält der Eintrag zu § 15 folgende
Fassung: 

„§ 15 Rechnungswesen, Jahresabschluss“.

2. § 4 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Stiftungen erfüllen ihre Aufgaben aus den Zuwendun-
gen der Freien und Hansestadt Hamburg, deren jeweilige
Höhe in den Anlagen zum Haushaltsplan nachgewiesen
wird, und aus sonstigen Erträgen.“

3. § 15 erhält folgende Fassung:

„§ 15

Rechnungswesen, Jahresabschluss

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Die Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetz-
buchs für große Kapitalgesellschaften sowie des Ein-
führungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch vom 10. Mai
1897 (BGBl. III 4101-1), zuletzt geändert am 4. Oktober
2013 (BGBl. I S. 3746, 3747), in der jeweils geltenden Fas-
sung sind anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts
anderes bestimmt ist.

(3) Auf die Jahresabschlussprüfung ist § 53 des Haushalts-
grundsätzegesetzes vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273),
zuletzt geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398), in der
jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden. Die
Freie und Hansestadt Hamburg nimmt die Rechte gemäß
§ 68 der Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 17. Dezem-
ber 2013 (HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fas-
sung wahr.

(4) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des
Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den Jah-
resabschluss und den Lagebericht aufzustellen und der
Abschlussprüferin oder dem Abschlussprüfer vorzulegen.
Nach dortiger Prüfung werden der Jahresabschluss und der
Lagebericht bis zum Ende des vierten Monats des neuen
Geschäftsjahres der für die Finanzen zuständigen Behörde
und dem Stiftungsrat vorgelegt. Soweit sich aus der Fest-
stellung des Jahresabschlusses Änderungen ergeben, sind
diese der für die Finanzen zuständigen Behörde unverzüg-
lich mitzuteilen.“ 

4. § 16 erhält folgende Fassung:

„§ 16

Finanzkontrolle

Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
überwacht die Haushalts- und Wirtschaftsführung gemäß
§ 104 LHO. Die §§ 99 bis 103 LHO sind nicht anzuwen-
den.“

5. In § 18 Absatz 4 Satz 2 wird die Textstelle „gemäß §§ 23, 44
LHO“ gestrichen.
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A r t i k e l  2 2

Änderung des Gesetzes
über die Hamburgische Investitions- und Förderbank

Das Gesetz über die Hamburgische Investitions- und För-
derbank in der Fassung vom 6. März 1973 (HmbGVBl. S. 41),
zuletzt geändert am 5. April 2013 (HmbGVBl. S. 148), wird wie
folgt geändert:

1. § 16 wird wie folgt geändert:

1.1 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

1.1.1 In Satz 1 werden die Wörter „Dritten Buchs Handelsge-
setzbuch“ durch die Wörter „Dritten Buchs des Handels-
gesetzbuchs“ und die Wörter „sind in der jeweils gelten-
den Fassung“ durch die Wörter „in der jeweils geltenden
Fassung sind“ ersetzt.

1.1.2 In Satz 2 werden vor dem Wort „entsprechend“ die
Wörter „in der jeweils geltenden Fassung“ eingefügt.

1.1.3 In Satz 3 wird die Textstelle „vom 23. Dezember 1971
(HmbGVBl. 1971 S. 261, 1972 S. 10), zuletzt geändert am
18. Dezember 2012 (HmbGVBl. S. 530), in der jeweils
geltenden Fassung in Anspruch“ durch die Textstelle
„vom 17. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 503) in der
jeweils geltenden Fassung wahr“ ersetzt.

1.2 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

1.2.1 In Satz 2 wird das Wort „unverzüglich“ durch die Wörter
„bis zum Ende des vierten Monats des neuen Geschäfts-
jahrs“ ersetzt und der zweite Halbsatz gestrichen.

1.2.2 Hinter Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Zugleich werden der Jahresabschluss und der Lage-
bericht der für die Finanzen zuständigen Behörde zuge-
leitet.“

1.2.3 Es wird folgender Satz angefügt:

„Soweit sich aus der Feststellung des Jahresabschlusses
durch den Verwaltungsrat Änderungen ergeben, sind
diese der für die Finanzen zuständigen Behörde unver-
züglich mitzuteilen.“

2. In § 19 Absatz 2 wird die Textstelle „§§ 1 bis 87 und §§ 106
bis 110 LHO finden keine Anwendung“ durch die Text-
stelle „§§ 99 bis 103 LHO sind nicht anzuwenden“
ersetzt.

3. In § 20 Absatz 6 wird die Textstelle „Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz vom 13. März 1961 (HmbGVBl. S. 79,
136), zuletzt geändert am 11. Juli 2007 (HmbGVBl.
S. 236),“ durch die Textstelle „Hamburgischen Ver-
waltungsvollstreckungsgesetz vom 4. Dezember 2012
(HmbGVBl. S. 510), geändert am 21. Mai 2013
(HmbGVBl. S. 210),“ ersetzt.

A r t i k e l  2 3

Änderung des Hamburgischen
Vermessungsgesetzes

§ 13 Absatz 4 Satz 1 Nummer 15 des Hamburgischen Ver-
messungsgesetzes vom 20. April 2005 (HmbGVBl. S. 135),
zuletzt geändert am 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 528,
532), erhält folgende Fassung:

„15. mit der Wertermittlung gemäß § 64 Absatz 2 der
Landeshaushaltsordnung vom 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fassung
beauftragte Stellen,“.

A r t i k e l  2 4

Änderung des Finanzrahmengesetzes

Das Finanzrahmengesetz vom 21. Dezember 2012
(HmbGVBl. 2013 S. 8) wird wie folgt geändert:

1. §§ 1 bis 3 erhalten folgende Fassung:

„§ 1

Inhalt

Dieses Gesetz bestimmt für die Haushaltsjahre 2015 bis
2020 verbindliche Obergrenzen für die Veranschlagung des
bereinigten Finanzmittelbedarfs im doppischen Gesamt-
finanzplan nach § 14 Absatz 5 Nummer 2 der Landeshaus-
haltsordnung (LHO) vom 17. Dezember 2013 (HmbGVBl.
S. 503) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 2

Begriffsbestimmungen

(1) Der bereinigte Finanzmittelbedarf ist der Saldo der in
den Absätzen 2 bis 4 genannten Salden.

(2) Der bereinigte Saldo aus Verwaltungstätigkeit ist der im
doppischen Gesamtfinanzplan auszuweisende Saldo der
veranschlagten Einzahlungen und Auszahlungen aus Ver-
waltungstätigkeit mit Ausnahme der Steuereinzahlungen
und Steuererstattungen, der Einzahlungen und Auszahlun-
gen im Zusammenhang mit dem Länderfinanzausgleich
und der Bundesergänzungszuweisungen.

(3) Der Saldo Investitionsmittel ist der im doppischen
Gesamtfinanzplan auszuweisende Saldo der nach § 14
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 18 Absätze 1
bis 3 LHO veranschlagten Einzahlungen und Auszahlun-
gen für Investitionen.

(4) Der Saldo Darlehen ist der im doppischen Gesamt-
finanzplan auszuweisende Saldo der nach § 14 Absatz 2
Satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 18 Absatz 4 LHO ver-
anschlagten Einzahlungen für gegebene und Auszahlungen
für zu gebende Darlehen.

§ 3

Obergrenzen für die Veranschlagung
des bereinigten Finanzmittelbedarfs

Für die nachfolgend genannten Haushaltsjahre gelten fol-
gende Obergrenzen für die Veranschlagung des bereinigten
Finanzmittelbedarfs:

1. 2015: 9.862 Millionen Euro,

2. 2016: 9.910 Millionen Euro,

3. 2017: 9.955 Millionen Euro,

4. 2018: 10.002 Millionen Euro,

5. 2019: 10.043 Millionen Euro,

6. 2020: 10.087 Millionen Euro.“

2. §§ 4 und 5 werden aufgehoben.

A r t i k e l  2 5

Änderung des Gesetzes
über das „Sondervermögen Ausgleichsabgabe

nach dem Schwerbehindertengesetz“

Das Gesetz über das „Sondervermögen Ausgleichsabgabe
nach dem Schwerbehindertengesetz“ vom 22. Dezember 1983
(HmbGVBl. S. 345) wird wie folgt geändert:

1. Der Titel erhält folgende Fassung:

„Gesetz über das „Sondervermögen Ausgleichsabgabe
nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch“.
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2. § 1 erhält folgende Fassung:

„§ 1

Errichtung

Die Freie und Hansestadt Hamburg errichtet unter dem
Namen „Sondervermögen Ausgleichsabgabe nach dem
Neunten Buch Sozialgesetzbuch“ ein rechtlich unselbstän-
diges Sondervermögen.“

3. § 2 wird wie folgt geändert:

3.1 In Satz 1 werden die Wörter „bei der Hauptfürsorgestelle“
durch die Wörter „beim Integrationsamt“ ersetzt.

3.2 In Satz 2 werden die Wörter „Schwerbehinderter sowie der
nachgehenden“ durch die Wörter „schwerbehinderter
Menschen sowie der begleitenden“ ersetzt.

A r t i k e l  2 6

Änderung des Gesetzes über das
„Sondervermögen Stadt und Hafen“

Das Gesetz über das „Sondervermögen Stadt und Hafen“
vom 27. August 1997 (HmbGVBl. S. 415), zuletzt geändert am
20. November 2007 (HmbGVBl. S. 401), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

1.1 In Absatz 1 werden die Wörter „nicht rechtsfähiges Son-
dervermögen mit eigener Wirtschafts- und Rechnungs-
führung“ durch die Wörter „rechtlich unselbständiges
Sondervermögen“ ersetzt.

1.2 Absatz 6 wird aufgehoben.

2. § 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2

Zweck

Das Sondervermögen dient dem Zweck, das Projekt der
städtebaulichen Umgestaltung des Gebietes „Innenstädti-
scher Hafenrand“ zu finanzieren.“

3. § 5 wird aufgehoben.

4. § 6 wird § 5 und sein Absatz 1 wie folgt geändert:

4.1 In Satz 1 wird die Textstelle „die Einnahmen nach § 1
Absatz 3“ durch die Wörter „seine Erträge“ ersetzt.

4.2 In Satz 2 wird die Textstelle „nach § 2“ gestrichen.

5. §§ 7 und 8 werden aufgehoben.

Artikel 27

Änderung des Gesetzes
über das „Sondervermögen Hamburgisches

Telekommunikationsnetz“

Das Gesetz über das „Sondervermögen Hamburgisches
Telekommunikationsnetz“ vom 8. Januar 2004 (HmbGVBl.
S. 10) wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

1.1 In Absatz 1 werden die Wörter „Sondervermögen mit
eigener Wirtschafts- und Rechnungsführung“ durch die
Wörter „rechtlich unselbständiges Sondervermögen“
ersetzt.

1.2 Absatz 3 wird aufgehoben.

2. In § 3 Absatz 1 wird die Textstelle „ist nicht rechtsfähig.
Es“ gestrichen.

3. §§ 5 bis 7 werden aufgehoben.

4. § 8 wird § 5.

A r t i k e l  2 8

Änderung des Gesetzes über das
„Sondervermögen Schulimmobilien“

Das Gesetz über das „Sondervermögen Schulimmobilien“
vom 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 493), zuletzt geändert
am 18. Dezember 2012 (HmbGVBl. S. 526), wird wie folgt
geändert:

1. In § 1 Absatz 1 werden die Wörter „teilrechtsfähiges Son-
dervermögen mit eigener Wirtschafts- und Rechnungs-
führung“ durch die Wörter „rechtlich unselbständiges Son-
dervermögen“ ersetzt.

2. §§ 6 und 8 werden aufgehoben.

3. § 7 wird § 6 und in seinem Absatz 2 wird hinter dem Wort
„für“ das Wort „die“ eingefügt.

4. § 11 wird § 7.

A r t i k e l  2 9

Änderung des Mittelstandsförderungsgesetzes Hamburg

In § 19 Absatz 1 des Mittelstandsförderungsgesetzes Ham-
burg vom 2. März 1977 (HmbGVBl. S. 55), zuletzt geändert am
14. Juli 2009 (HmbGVBl. S. 303), wird die Textstelle „der §§ 23
und 44 der Landeshaushaltsordnung“ ersetzt durch die Text-
stelle „des § 46 der Landeshaushaltsordnung vom 17. Dezem-
ber 2013 (HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fas-
sung“.

A r t i k e l  3 0

Änderung des Hamburgischen Gesetzes
zur Ausführung des Wasserverbandsgesetzes

Das Hamburgische Gesetz zur Ausführung des Wasserver-
bandsgesetzes vom 20. Juli 1994 (HmbGVBl. S. 213), geändert
am 1. September 2005 (HmbGVBl. S. 377, 380), wird wie folgt
geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

1.1 Absatz 1 wird einziger Absatz.

1.2 Absatz 2 wird aufgehoben.

2. In § 7 Absatz 1 wird die Textstelle „über Wasser- und
Bodenverbände“ gestrichen.

3. In § 9 Absatz 1 Satz 3 wird die Textstelle „§ 108 LHO“
durch die Textstelle „§ 102 der Landeshaushaltsordnung
(LHO) vom 17. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 503) in der
jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

4. § 11 wird aufgehoben.

5. Im Ersten Abschnitt wird hinter § 13 folgender § 14 ein-
gefügt:

„§ 14

Überwachung durch den Rechnungshof

Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
überwacht die Haushalts- und Wirtschaftsführung gemäß
§ 104 LHO.“

A r t i k e l  3 1

Änderung des Elbefondsgesetzes

Das Elbefondsgesetz vom 16. Oktober 2007 (HmbGVBl.
S. 383) wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Absatz 3 wird das Wort „Einnahmen“ durch das Wort
„Erträge“ ersetzt.

2. In § 4 Nummer 2 wird das Wort „Einnahmen“ durch das
Wort „Erträgen“ ersetzt.
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3. In § 7 Absatz 1 Satz 2 und § 8 Absatz 2 Satz 1 wird jeweils die
Bezeichnung „§ 10“ durch die Bezeichnung „§ 12“ ersetzt.

4. In § 8 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 wird die Textstelle „, die
Jahresrechnung und die Vermögensübersicht“ durch die
Wörter „sowie die Feststellung des Jahresabschlusses und
die Verwendung des Jahresergebnisses“ ersetzt.

5. Hinter § 9 werden folgende neue §§ 10 und 11 eingefügt:
„§ 10

Rechnungswesen, Jahresabschluss
(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
(2) Die Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetz-
buchs für große Kapitalgesellschaften sowie des Ein-
führungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch vom 10. Mai
1897 (BGBl. III 4101-1), zuletzt geändert am 4. Oktober
2013 (BGBl. I S. 3746, 3747), in der jeweils geltenden Fas-
sung sind anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts
anderes bestimmt ist.
(3) Auf die Jahresabschlussprüfung ist § 53 des Haushalts-
grundsätzegesetzes vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273),
zuletzt geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398), in der
jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden. Die
Freie und Hansestadt Hamburg nimmt die Rechte gemäß
§ 68 der Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 17. Dezem-
ber 2013 (HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fas-
sung wahr.
(4) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des
Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den Jah-
resabschluss und den Lagebericht aufzustellen und der
Abschlussprüferin oder dem Abschlussprüfer vorzulegen.
Nach dortiger Prüfung werden der Jahresabschluss und der
Lagebericht bis zum Ende des vierten Monats des neuen
Geschäftsjahres der für die Finanzen zuständigen Behörde
und dem Kuratorium vorgelegt. Soweit sich aus der Fest-
stellung des Jahresabschlusses Änderungen ergeben, sind
diese der für die Finanzen zuständigen Behörde unverzüg-
lich mitzuteilen.

§ 11
Überwachung durch den Rechnungshof

Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
überwacht die Haushalts- und Wirtschaftsführung gemäß
§ 104 LHO.“

6. Die bisherigen §§ 10 bis 12 werden §§ 12 bis 14.

A r t i k e l  3 2
Änderung des Hamburgischen

Klimaschutzgesetzes

In § 11 Absatz 2 Nummer 2 des Hamburgischen Klima-
schutzgesetzes vom 25. Juni 1997 (HmbGVBl. S. 261), zuletzt
geändert am 6. Juli 2006 (HmbGVBl. S. 404, 414), werden die
Wörter „des jährlichen Haushaltstitels für energiesparende
Maßnahmen im Haushaltsplan der Freien und Hansestadt
Hamburg“ ersetzt durch die Textstelle „der im Haushaltsplan
der Freien und Hansestadt Hamburg veranschlagten Ermäch-
tigungen, Auszahlungen für Investitionen zu diesem Zweck zu
leisten,“.

A r t i k e l  3 3
Änderung des Gesetzes

über das „Sondervermögen Naturschutz
und Landschaftspflege“

Das Gesetz über das „Sondervermögen Naturschutz und
Landschaftspflege“ vom 10. April 2001 (HmbGVBl. S. 51) wird
wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

1.1 In Absatz 1 werden die Wörter „nicht rechtsfähiges“ durch
die Wörter „rechtlich unselbständiges“ ersetzt.

1.2 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Dem Sondervermögen fließen die eingehenden
Ersatzzahlungen nach § 15 Absatz 6 des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I
S. 2542), zuletzt geändert am 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95,
99), in der jeweils geltenden Fassung zu sowie Finanzmit-
tel, die auf Grund einer anderen Rechtsgrundlage zur
Umsetzung von Maßnahmen des Naturschutzes einge-
hen.“

1.3 Es wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Dem Sondervermögen werden die im Verwaltungs-
vermögen der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
stehenden Grundstücke einschließlich ihrer wesentlichen
und unwesentlichen Bestandteile übertragen, die aus
Finanzmitteln des Sondervermögens erworben wurden.
Darüber hinaus wird die zuständige Behörde ermächtigt,
weitere Grundstücke in das Sondervermögen einzubrin-
gen.“

2. § 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2

Zweck

Das Sondervermögen dient dem Zweck, entsprechend § 15
Absatz 6 BNatSchG Maßnahmen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege umzusetzen und zu finanzieren
sowie Maßnahmen des Naturschutzes durchzuführen, für
die es auf anderer Rechtsgrundlage Zahlungen erhalten
hat.“

3. In § 4 Satz 2 wird das Wort „Verwaltungsausgaben“ durch
das Wort „Verwaltungsaufwendungen“ ersetzt.

4. §§ 5 bis 7 werden aufgehoben.

5. § 8 wird § 5.

A r t i k e l  3 4

Änderung des Lebensraum
Elbe-Stiftungsgesetzes

Das Lebensraum Elbe-Stiftungsgesetz vom 11. Mai 2010
(HmbGVBl. S. 383) wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Satz 1 Nummer 2 wird das Wort „Einnahmen“ durch
das Wort „Erträgen“ ersetzt.

2. In § 7 Absatz 3 Satz 3 Nummer 2 wird das Wort „Bilanz-
gewinns“ durch das Wort „Jahresergebnisses“ ersetzt.

3. § 9 Absätze 2 bis 4 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetz-
buchs für große Kapitalgesellschaften sowie des Ein-
führungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch vom 10. Mai
1897 (BGBl. III 4101-1), zuletzt geändert am 4. Oktober
2013 (BGBl. I S. 3746, 3747), in der jeweils geltenden Fas-
sung sind anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts
anderes bestimmt ist.

(3) Auf die Jahresabschlussprüfung ist § 53 des Haushalts-
grundsätzegesetzes vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273),
zuletzt geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398), in der
jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden. Die
Freie und Hansestadt Hamburg nimmt die Rechte gemäß
§ 68 der Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 17. Dezem-
ber 2013 (HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fas-
sung wahr.
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(4) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des
Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den Jah-
resabschluss und den Lagebericht aufzustellen und der
Abschlussprüferin oder dem Abschlussprüfer vorzulegen.
Nach dortiger Prüfung werden der Jahresabschluss und der
Lagebericht bis zum Ende des vierten Monats des neuen
Geschäftsjahres der für die Finanzen zuständigen Behörde
und dem Stiftungsrat vorgelegt. Soweit sich aus der Fest-
stellung des Jahresabschlusses Änderungen ergeben, sind
diese der für die Finanzen zuständigen Behörde unverzüg-
lich mitzuteilen.“

4. § 10 erhält folgende Fassung:
„§ 10

Finanzkontrolle
Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
überwacht die Haushalts- und Wirtschaftsführung gemäß
§ 104 LHO. Die §§ 99 bis 103 LHO sind nicht anzuwen-
den.“ 

A r t i k e l  3 5
Änderung des Gesetzes 

über die Hamburg Port Authority

Das Gesetz über die Hamburg Port Authority vom 29. Juni
2005 (HmbGVBl. S. 256), zuletzt geändert am 5. März 2013
(HmbGVBl. S. 82), wird wie folgt geändert:

1. § 3 Absatz 8 wird wie folgt geändert:
1.1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes
(HGrG) vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), zuletzt
geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398), in der jeweils
geltenden Fassung und die §§ 65 und 67 bis 69 der Landes-
haushaltsordnung (LHO) vom 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503) in der jeweils geltenden Fassung sind
entsprechend anzuwenden.“

1.2 In Satz 3 wird die Zahl „25“ durch die Zahl „20“ ersetzt
und hinter dem Wort „Rechte“ werden die Wörter „und
Pflichten“ eingefügt.

2. § 7 wird wie folgt geändert:
2.1 In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „im Angestellten-

verhältnis“ durch die Wörter „als Arbeitnehmerin oder
Arbeitnehmer“ ersetzt.

2.2 In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Finanzbehörde“ durch
die Wörter „für die Finanzen zuständige Behörde“ ersetzt.

3. In § 12 Absatz 5 werden das Wort „Einnahmen“ durch das
Wort „Erträge“ und das Wort „fließen“ durch das Wort
„stehen“ ersetzt. 

4. § 13 wird wie folgt geändert:
4.1 Absatz 2 Sätze 1 und 2 wird durch folgenden Satz ersetzt:

„Die Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetz-
buchs für große Kapitalgesellschaften sowie des Ein-
führungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch vom 10. Mai
1897 (BGBl. III 4101-1), zuletzt geändert am 4. Oktober
2013 (BGBl. I S. 3746, 3747), in der jeweils geltenden Fas-
sung, sind anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts
anderes bestimmt ist.“

4.2 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Auf die Jahresabschlussprüfung ist § 53 HGrG
entsprechend anzuwenden. Die Freie und Hansestadt
Hamburg nimmt die Rechte gemäß § 68 LHO wahr.“

4.3 Hinter Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:
„(4) Die Geschäftsführung hat in den ersten drei Monaten
des Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den

Jahresabschluss und den Lagebericht aufzustellen und der
Abschlussprüferin oder dem Abschlussprüfer vorzulegen.
Nach dortiger Prüfung werden der Jahresabschluss und
der Lagebericht bis zum Ende des vierten Monats des
neuen Geschäftsjahres der Aufsichtsbehörde, der für die
Finanzen zuständigen Behörde und dem Aufsichtsrat vor-
gelegt. Soweit sich aus der Feststellung des Jahresabschlus-
ses Änderungen ergeben, sind diese der für die Finanzen
zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen.“

4.4 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

5. § 14 wird wie folgt geändert:

5.1 In Absatz 1 wird die Textstelle „§ 111 LHO“ durch die
Textstelle „§ 104 LHO“ ersetzt.

5.2 In Absatz 2 wird die Textstelle „§§ 7, 23, 24, 44, 54 bis 56
LHO“ durch die Textstelle „§§ 7, 19, 46, 57 bis 59 LHO“
ersetzt.

5.3 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die §§ 99 bis 103 LHO sind nicht anzuwenden.“ 

A r t i k e l  3 6

Änderung der Einheitspersonenkontenverordnung

§ 2 Absatz 1 der Einheitspersonenkontenverordnung vom
7. Oktober 2003 (HmbGVBl. S. 492) erhält folgende Fassung:

„(1) Die Behörden sind zur Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten in dem für die Abwicklung des Zahlungsverkehrs
gemäß § 70 der Landeshaushaltsordnung (LHO) vom
17. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 503) in der jeweils gel-
tenden Fassung sowie der Buchführung und Bilanzierung
nach den Grundsätzen der staatlichen Doppik (§ 4 LHO)
erforderlichen Umfang befugt.“

A r t i k e l  3 7

Änderung der INEZ-Verordnung

Die INEZ-Verordnung vom 15. Dezember 2009
(HmbGVBl. S. 451) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Satz 1 werden die Wörter „Bearbeitung und Erfas-
sung“ durch die Wörter „Erfassung und Bearbeitung“ und
die Textstelle „der §§ 23 und 44 der Landeshaushalts-
ordnung (LHO) vom 23. Dezember 1971 (HmbGVBl. 1971
S. 261, 1972 S. 10), zuletzt geändert am 20. November 2007
(HmbGVBl. S. 402),“ durch die Textstelle „des § 46 der
Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 17. Dezember 2013
(HmbGVBl. S. 503)“ ersetzt.

2. In § 3 Absatz 1 Nummer 6 und in Absatz 6 wird jeweils die
Textstelle „§ 95 LHO“ durch die Textstelle „§ 88 LHO“
ersetzt.

A r t i k e l  3 8

Änderung der Studiengebührenverordnung 

In § 4 Absatz 2 Satz 3 der Studiengebührenverordnung vom
7. Oktober 2008 (HmbGVBl. S. 361), zuletzt geändert am
18. Juni 2013 (HmbGVBl. S. 277), wird die Textstelle „§ 59
Absatz 1 Nummer 2 der Landeshaushaltsordnung“ ersetzt
durch die Textstelle „§ 62 Absatz 1 Nummer 2 der Landeshaus-
haltsordnung vom 17. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 503) in
der jeweils geltenden Fassung“.

A r t i k e l  3 9

Änderung der Hamburgischen
Pflege-Engagement Verordnung

In § 9 Absatz 4 der Hamburgischen Pflege-Engagement
Verordnung vom 4. Januar 2011 (HmbGVBl. S. 6) wird die
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Textstelle „der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung vom
23. Dezember 1971 (HmbGVBl. 1971 S. 261, 1972 S. 10),
zuletzt geändert am 26. Januar 2010 (HmbGVBl. S. 108),“
durch die Textstelle „des § 46 der Landeshaushaltsordnung
vom 17. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 503) in der jeweils
geltenden Fassung“ ersetzt.

A r t i k e l  4 0

Schlussbestimmungen

§ 1

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Artikel 1 § 27 Absatz 3 Nummer 3, Artikel 1 § 28 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 4 sowie Artikel 1 § 79 Absätze 4 und 5
tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz
am Tage nach der Verkündung in Kraft.

(2) Die Landeshaushaltsordnung vom 23. Dezember 1971
(HmbGVBl. 1971 S. 261, 1972 S. 10) in der am 24. Dezember
2013 geltenden Fassung wird aufgehoben.

§ 2

Anwendung

(1) Artikel 1 bis 39 sind erstmals auf das Haushaltsjahr 2015
anzuwenden. 

(2) Für die Haushaltsjahre bis einschließlich des Haus-
haltsjahrs 2014 ist die Landeshaushaltsordnung vom 23. De-
zember 1971 (HmbGVBl. 1971 S. 261, 1972 S. 10) in der am
24. Dezember 2013 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

§ 3

Vorschriften in Staatsverträgen 

(1) Soweit § 3 Absatz 5 des Staatsvertrages über die Eich-
direktion Nord vom 27. August 2003 (HmbGVBl. S. 586),
geändert am 19. September und 24. September 2007
(HmbGVBl. S. 397), erklärt, dass die §§ 65 bis 69 der
Haushaltsordnung der Freien und Hansestadt Hamburg
(LHO) vom 23. Dezember 1971 (HmbGVBl. 1971 S. 261, 1972
S. 10), zuletzt geändert am 4. Dezember 2002 (HmbGVBl.
S. 303), in der jeweils geltenden Fassung entsprechend gelten
sollen, ist künftig der inhaltsgleiche Artikel 1 §§ 65 bis 69 in
der jeweils geltenden Fassung zugrunde zu legen. Dasselbe gilt
für den in § 13 Absatz 2 Satz 4 des Staatsvertrages genannten
§ 68 LHO und den in § 14 Satz 1 des Staatsvertrages genannten
§ 111 LHO, die inhaltsgleich durch Artikel 1 §§ 68 und
104 ersetzt werden. § 14 Satz 2 des Staatsvertrages schließt
Artikel 1 §§ 99 bis 103 ein.

(2) Soweit 

1. der Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt
Hamburg und dem Land Schleswig-Holstein über die
Errichtung eines gemeinsamen Statistischen Amtes als
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts vom 27. August
2003 (HmbGVBl. S. 544) und 

2. der Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt
Hamburg und dem Land Schleswig-Holstein über die
Errichtung der „HSH Finanzfonds AöR“ als rechtsfähige
Anstalt des öffentlichen Rechts vom 3. April und 5. April
2009 (HmbGVBl. S. 96)

auf die Haushaltsordnung der Freien und Hansestadt Ham-
burg Bezug nehmen, ist die bisher geltende Fassung zugrunde
zu legen.

§ 4

Überleitung von Ausgaberesten und
Kreditermächtigungen

(1) Soweit für das Haushaltsjahr 2014 Ausgabereste nach
§ 45 Absätze 3 und 4 der bisher geltenden Landeshaushalts-
ordnung gebildet worden sind und in Anspruch genommen
werden dürfen, sind diese überzuleiten auf die sachlich zutref-
fenden Kontenbereiche nach Artikel 1 § 14 Absatz 3 oder auf
die sachlich zutreffenden Ermächtigungen, Auszahlungen für
Investitionen oder Darlehen zu leisten, nach Artikel 1 § 14
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 18.

(2) Die Ermächtigungen nach § 18 Absatz 2 Nummer 1 der
bisher geltenden Landeshaushaltsordnung für das Haushalts-
jahr 2014 gelten bis zum Ende des Haushaltsjahrs 2015 und,
wenn der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 nicht
rechtzeitig festgestellt wird, bis zur Feststellung dieses Haus-
haltsplans. Die Ermächtigungen nach § 18 Absatz 2 Nummer 1
der bisher geltenden Landeshaushaltsordnung für das Haus-
haltsjahr 2013 gelten, wenn der Haushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2015 nicht rechtzeitig festgestellt wird, bis zur Fest-
stellung dieses Haushaltsplans. Die Ermächtigungen nach § 18
Absatz 2 Nummer 2 der bisher geltenden Landeshaushaltsord-
nung für das Haushaltsjahr 2014 gelten, wenn der Haushalts-
plan für das Haushaltsjahr 2015 nicht rechtzeitig festgestellt
wird, bis zur Feststellung dieses Haushaltsplans.

§ 5

Übergangsbestimmungen

(1) Über Artikel 1 § 27 Absatz 3 hinaus darf ein Fehlbetrag
veranschlagt werden

1. bis zum Haushaltsjahr 2019, soweit durch Gesetz festgestellt
wurde, dass der Fehlbetrag auf Grund einer Naturkatastro-
phe oder einer Notsituation, die sich der Kontrolle der
Freien und Hansestadt Hamburg entzieht und die ihre
Finanzlage erheblich beeinträchtigt, notwendig ist, und

2. darüber hinaus in Höhe von 900 Millionen Euro, zuzüglich
oder abzüglich des Betrags, um den

a) die für das Haushaltsjahr 2015 nach Berechnung eines
versicherungsmathematischen Sachverständigen zu
planenden Aufwendungen für Versorgungsleistungen
einschließlich Versorgungsbeihilfen 1.400 Millionen
Euro und

b) die für das Haushaltsjahr 2015 zu planenden Aufwen-
dungen für Abnutzung 500 Millionen Euro

über- beziehungsweise unterschreiten.

Die Fehlbetragsobergrenze nach Satz 1 Nummer 2 reduziert
sich ab dem Haushaltsjahr 2016 jährlich um 180 Millionen
Euro. Im Gesetz nach Satz 1 Nummer 1 ist außerdem festzu-
legen, in welcher Höhe eine Kreditaufnahme gerechtfertigt ist,
wie die notsituationsbedingte bilanzielle Vorbelastung aus-
geglichen und wie die Schulden getilgt werden sollen.

(2) Über Artikel 1 § 28 Absatz 2 hinaus dürfen bis zum
Haushaltsjahr 2019 Einzahlungen aus der Aufnahme von
Krediten veranschlagt werden, soweit

1. dies durch das Gesetz nach Absatz 1 Satz 3 zugelassen wird
oder 

2. dies zur Finanzierung des Betrags erforderlich ist, der sich
für das jeweilige Haushaltsjahr als Saldo des Trendwerts
nach Artikel 1 § 27 Absatz 2 und des Finanzmittelbedarfs
nach § 3 des Finanzrahmengesetzes in der Fassung von
Artikel 24 dieses Gesetzes ergibt. Die Höhe bestimmt der
Haushaltsbeschluss.
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(3) Soweit auf Grund eines Gesetzes nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 ein Fehlbetrag entsteht, darf in dessen Höhe eine
notsituationsbedingte bilanzielle Vorbelastung gebildet wer-
den.

(4) Ergibt sich in den Jahresabschlüssen bis zum Haus-
haltsjahr 2019 aus den Erträgen und Aufwendungen, den
Maßnahmen nach Artikel 1 § 79 Absätze 1 und 3 sowie nach
Absatz 3 und dem Ausgleich notsituationsbedingter bilan-
zieller Vorbelastungen auf Grund des Gesetzes nach Absatz 1
Satz 3 in der Gesamtergebnisrechnung ein positiver Saldo, ist
dieser der allgemeinen Rücklage zuzuführen.

(5) Erträge und Aufwendungen bleiben beim Haushalts-
ausgleich unberücksichtigt, soweit sie durch Korrekturen von
Bilanzierungs- und Bewertungsansätzen entstehen, die für den
Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2014 getroffen worden
sind. Sie sind in der Bilanz im Ergebnisvortrag abzubilden.

(6) Von positiven Salden nach Absatz 4 und nach Artikel 1
§ 79 Absatz 5 sind so lange mindestens 25 vom Hundert dem
Ergebnisvortrag zuzuführen, bis in der Bilanz die Summe aus
der Nettoposition und dem Ergebnisvortrag null Euro beträgt.

(7) Bei der Bereinigung des langjährigen Trends der
Steuererträge nach Artikel 1 § 27 Absatz 2 sind nur Steuer-

rechtsänderungen zu berücksichtigen, die nach dem 31. De-
zember 2014 erstmals anzuwenden sind.

§ 6 

Fortgeltung von Ausnahmen

Ausnahmen nach § 105 Absatz 2 der bisher geltenden Lan-
deshaushaltsordnung gelten als Ausnahmen nach Artikel 1
§ 98 Absatz 2 fort.

§ 7

Bewirtschaftung von Verbindlichkeiten
und Rückstellungen im Übergang

Der Senat wird ermächtigt, die in der Bilanz auf den
31. Dezember 2014 nach den einschlägigen Vorschriften zu
passivierenden Verbindlichkeiten und Rückstellungen ab dem
1. Januar 2015 nach den Regeln des Artikels 1 § 4 in die Aus-
führung des Haushaltsplans einzubeziehen.

§ 8

Evaluation

Der Senat legt der Bürgerschaft bis zum 31. März 2021
einen Bericht über die Erfahrungen mit diesem Gesetz vor.

Ausgefertigt Hamburg, den 17. Dezember 2013.

Der Senat
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